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Editorial
Der politische März steht ganz im Zeichen des 100. Interna-
tionalen Frauentags. Dass auch hundert Jahre nach dem ersten 
Kampftag für die Gleichberechtigung der Geschlechter viele 
Ziele unerreicht sind und bereits Erreichtes wieder verloren 
gehen kann, zeigen nicht zuletzt die Debatten um gemeinsa-
me Obsorge und Lohnniveaus im Pflegebereich. Unter die-
sem Gesichtspunkt werden wir uns in der April-Ausgabe mit 
der Frage auseinandersetzen, welche Herausforderungen sich 
am dem Tag 1 nach dem 100. Frauentag bestehen.

Diese Ausgabe wird durch einen Beitrag von Elmar 
Altvater eröffnet. Der Autor globalisierungskritischer Stan-
dardwerke beschäftigt sich in seinem Beitrag mit den Zu-
sammenhängen der Finanzkrise und der Krise von 
Naturverhältnissen.

Daran schließt Caspar Einem mit seiner Rubrik Fragen 
über Fragen an: Passend zum 73. Jahrestags des »Anschlusses« 
setzt er sich mit den Themen Entschädigung und »Wieder-
gutmachung« auseinander.

Die politischen Umwälzungen im nordafrikanischen und 
arabischen Raum machen die Forderung nach »westlichen 
Standards« der Demokratie und des Rechtsstaates alltäglich. 
Kurt P. Tudyka geht in seinem Beitrag der Frage nach, wor-
in der inhaltliche Gehalt des Begriffs des »Westens« in der 
Gegenwart besteht und ob der Anspruch, damit ein mora-
lisch überlegenes System zu bezeichnen berechtigt ist. 

John Evers beleuchtet, wie aktuelle Bemühungen um 
eine erhöhte Durchlässigkeit des Bildungssystems durch 
eine Erleichterung des Nachholens von Hauptschulabschlüs-
sen durch gleichzeitige Verschärfungen des Hochschulzu-
gangs konterkariert werden.

Die Frage des Bildungsniveaus von MigrantInnen und 
ihre Rolle für die Integration beschäftigt August Gächter. 
Er geht der Frage nach, was an der Erzählung der schlecht 
qualifizierten MigrantInnen »aus Ostanatolien« heute noch 
dran ist und wie die Anerkennung ausländischer Bildungsqua-
lifikationen ein Mittel der Selektion ist bzw. ein Instru-
ment der Integration und der Gleichberechtigung sein 
könnte. 

Ludwig Dvořák repliziert in seinem Beitrag auf den in 
der letzten Nummer abgedruckten Text von Barbara Serloth. 
Ausgehend von der auch in der ZUKUNFT thematisierten Sar-
razin-Debatte warnt er davor, die »soziale Masche« der 
FPÖ zu unterschätzen und ihre Zugewinne ausschließlich 
auf »Integrationsdefizite« zurückzuführen.  

Der Historiker Wolfgang Fritz wiederum befasst sich 
mit der Geschichte von Hans und Hedi, zweier Opfer der 
NS-Justiz, deren Schicksal er detailliert erforscht hat. 

Nach den Buchtipps widmet sich Markus Marterbauer 
der austrokeynesianischen Wirtschaftspolitik der Ära 
Kreisky und ihrer Bedeutung in der Gegenwart. 

Eine Premiere feiert in dieser Ausgabe die Bildstrecke des 
Heftes. Koordiniert von Dr. Philipp Mauer wird die ZUKUNFT 
künftig viermal jährlich mit Druckgrafiken zeitgenössischer 
KünstlerInnen bereichert.

Wir wünschen eine spannende Lektüre!

ludwig dvořak

Gf. Chefredakteur
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aum war auf dem Brüsseler EU-Gipfel Ende Okto-
ber 2010 der «Krisenmechanismus zur Wahrung der 
Finanzstabilität» beschlossen, musste er angeworfen 
werden. Irland, das sich zunächst gegen europäische 

Hilfe zur Bewältigung der Finanzkrise des Landes sträubte, 
wurden 85 Milliarden Euro aus dem Rettungsfonds von 750 
Milliarden geradezu aufgedrängt. Denn es ging darum, eine 
Staatspleite abzuwenden, die auch in Portugal, Spanien, Bel-
gien und Italien droht. Principiis obsta! Denn die durch eine 
dubiose Bankengarantie emporgeschnellte irische Staatsver-
schuldung könnte den Euro zum Absturz und das »europäi-
sche Haus« zum Einsturz bringen. Sollte es zu diesem großen 
Krach kommen, reichen die 750 Milliarden nicht. 

Daher hat der Chef der deutschen Bundesbank eine Auf-
stockung auf mehr als 1000 Milliarden Euro gefordert. Mit 
diesen von der öffentlichen Hand garantierten Geldern könn-
ten die hunderte von Milliarden Euro, die die europäischen 
Großbanken ausgeliehen haben, weiter bedient werden, selbst 
wenn große Länder im Euroraum über den Rand zur Zah-
lungsunfähigkeit stolpern sollten. Das Hilfspaket entpuppt 
sich also als eine Aktion zur Rettung der großen Banken, es 
hat einen haut gout der Korruption und des Betrugs, zumal 
mit den großen Banken die großen Vermögen gesichert wä-
ren, die bei den Banken lagern und mit denen sie rentierlich 
zu Gunsten der Geldvermögensbesitzer »arbeiten«. Sie drehen 
mit Regierungsunterstützung das ganz große Rad der Spe-
kulation, und sie überrollen damit ganze Länder. Bewährter 
Finanzmechaniker des Krisenmechanismus ist der Internati-
onale Währungsfonds, zu Hilfe gerufen von den EU-Gewalti-
gen, insbesondere von der deutschen und französischen Re-

gierung. Der IWF hat schon in seinem in den 1980er Jahren 
ausgearbeiteten Regelwerk zur Bewältigung der Schuldenkri-
se – damals der »Dritten Welt« - von den Schuldnerländern 
ein hartes Austerity-Regime der Kürzungen im Sozialetat, 
der Währungsabwertung zur Erhöhug der Exporteinnahmen 
und der Senkung von Lohnkosten verlangt und durchgesetzt. 
Das sollte im Konsens geschehen, im »Konsens von Washing-
ton«. An diesem Konzept waren neben IWF und Weltbank 
die US-Regierung, die Wall Street-Banken, die think tanks in 
Washington beteiligt. Dieser Konsens hat bis heute in den da-
mit traktierten Ländern einen bösen Klang. Denn die Finanz-
marktakteure haben Staaten und Gesellschaften in Geiselhaft 
nehmen können und den Krisenmechanismus als Umver-
teilungsmaschine von unten nach oben, von Schuldnern zu 
Gläubigern, von Steuerzahlern zu als »systemrelevant« erklär-
ten Finanzinstituten in Gang gesetzt. 

Der Konsens war immer schon faul, auch in den 1980er 
Jahren, als er erfunden wurde. Heute ist das erst recht so, 
gerade auch in Europa. Das sowieso brüchige »europäische 
Sozialmodell« wird abgerüstet, die »europäische Wirtschafts-
regierung« als deutsch-französisches Diktat gestaltet, die Un-
gleichgewichte zwischen den Partnerländern im Euroraum 
aber bleiben. Und das ist nicht alles. Denn die schwerste Fi-
nanz- und Wirtschaftskrise seit Beginn der 1930er Jahre findet 
auf einem »Gipfel« statt, auf dem »Peak everything« (Heinberg 
2007): d. h. in Sichtweite der schwindenden Reserven von Öl 
und von anderen Rohstoffen, bedroht von »ungewöhnlichen 
Wettereignissen« infolge der heraufziehenden Klimakatasto-
phe und von immensen und zwar irreversiblen Verlusten an 
Biodiversität. Die Versorgung von Milliarden Menschen mit 

Kredite, Kohle, Kalorien von Elmar Altvater 

Kredite, Kohle, Kalorien
Elmar Altvater zählt seit Jahrzehnten zu den prominentesten wissenschaftlichen KapitalismuskritikerInnen. In seinem Bei-
trag für die ZUKUNFT setzt er sich mit der aktuellen Krise von Wirtschaft, Politik und Natur auseinander, deren Analyse auch 
im Mittelpunkt seines zuletzt erschienen Buchs steht.
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Nahrungsmitteln ist nicht mehr gesichert, der Hunger treibt 
sie auf die Straße, wie derzeit in der arabischen Welt. Über 
den Hunger in der Welt kann man nicht mehr sprechen, ohne 
sich mit den »Finanzinnovationen« der Finanzmärkte, mit der 
Spekulation auf steigende Nahrungsmittelpreise zu beschäfti-
gen. Klimapolitik kann man mit marktbasierten Instrumen-
ten nicht machen, ohne sich über die verwendeten Finanz-
produkte (CO₂ -Zertifikate) und über die damit angeheizte 
Finanzspekulation zu unterhalten. Oil-Futures erlauben die 
Spekulation auf die zukünftige Ölpreisentwicklung.

 
Die »Mutter aller Krisen«

Gesellschaften kollabieren nicht, wenn sie in eine schwere 
ökonomische und finanzielle Krise geraten. Im Gegenteil, 
die ökonomischen Krisen sind eine Art »Jungbrunnen« des 
Systems; Joseph A. Schumpeter spricht ihnen die Kraft der 
»schöpferischen Zerstörung« zu. Die Rentabilität des Kapitals 
wird gesteigert und seine Herrschaftsbasis erneuert. Bei den 
menschengemachten Naturkatastrophen ist das anders. Die-
se Zerstörungen sind nicht reversibel, und ihnen folgt keine 
schöpferische Großtat. 

In der bisherigen Menschheitsgeschichte blieben in den 
ökologischen Katastrophen regionale oder lokale Kulturen 
auf der Strecke; die Gesellschaften auf den Osterinseln ver-
schwanden, die Kulturen der Maya oder der Inka auch (vgl. 
Diamond 2006). In Zeiten der Globalisierung jedoch haben 
alle regionalen Krisenerscheinungen globale Reichweite; ein 
globaler Kollaps von Klima, Energieversorgung und Biodi-
versität und daher der Produktion von Nahrungsmitteln hätte 
nicht nur monetäre Verluste wie in der Finanzkrise zur Folge, 
sondern die Zerstörung menschlicher Lebensbedingungen, 
die Vernichtung von Menschenleben.

 
Die Industrieländer sind dafür hauptverantwortlich, dort 

befindet sich das Epizentrum der globalen Systemkrise, daher 
stammt »die Mutter aller Krisen«: das Konsum- und Produk-
tionsmodell der westlichen kapitalistischen Metropolen. Es 

verlangt hohe Zuwachsraten der Produktivität, ist auf Mas-
senproduktion, folglich auf Massenkonsum ausgelegt, und 
verbraucht daher auch massenhaft Natur, nämlich Rohstoffe, 
fossile Energie, Landflächen und es tendiert dazu, die Biodi-
versität monokulturell zu reduzieren. Was dies für Österreich 
bedeuten kann, ist gerade in einem größeren interdisziplinären 
Forschungsprojekt, koordiniert vom Umweltbüro Klagenfurt, 
untersucht worden (Klien-Projekt 2010). Zugleich sind die 
Industrieländer die Machtzentren der globalisierten kapitalis-
tischen Welt und  hätten daher das Potential, der umfassenden 
Krise entgegen zu steuern. Doch werden zwar mit eiligen po-
litischen Interventionen und mit viel Geld die Feuer im Fi-
nanzsektor zu löschen versucht, doch sie glimmen weiter und 
können erneut zum Flächenbrand werden. Zur Bekämpfung 
der Brände in der reproduktiven Realwirtschaft, zur Schaf-
fung von Arbeitsplätzen, zur Abkühlung des Treibhauses Erde 
oder bei der Energie- und Nahrungsmittelversorgung steht 
Geld hingegen nur unzureichend zur Verfügung. Da sind die 
bei der Rettung sogenannter systemrelevanter Bankhäuser so 
freigiebigen Finanzminister auf einmal knauserig.

 
Von der Finanzkrise zur Schuldenkrise

 Die Ursachen der tiefsten Finanzkrise in der Geschichte des 
Kapitalismus reichen bis in die 1970er Jahre zurück, als nach 
dem Kollaps des Bretton Woods Systems fixierter Wechsel-
kurse die Finanzmärkte liberalisiert und politische Regeln sys-
tematisch dereguliert wurden. Die weltweite Konkurrenz der 
Finanz-Standorte wird mit hohen Renditen und Zinsen aus-
getragen, so dass seit dieser Zeit die Profite des Finanzsektors 
nachgerade explodieren. Er wächst daher sehr viel schneller 
als die »reale Ökonomie«, und das gilt für die Finanztransak-
tionen im Vergleich zu Welthandel oder Direktinvestitionen 
ebenso wie für Geldvermögensbestände oder Bankgewinne 
im Vergleich zu den Profiten in der »realen« Ökonomie. 

Die Logik des »schnellen Geldes«, also Kurzfristigkeit der 
Planung, Shareholder value und halb-legale, manchmal krimi-
nelle Machenschaften bestimmen nun das unternehmerische 
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Handeln. Finanzinnovationen haben die Gewinne zusammen 
mit Prämien und Boni im Finanzsektor in den siebten Him-
mel katapultiert. Mit Hilfe der Hebelwirkung – eine mikro-
ökonomisch rationale Methode – haben die Banken immer 
mehr Fremdkapital eingesetzt, um die Gewinne zu steigern. 
Sie haben dabei Risiken in Kauf genommen, die der Vor-
sicht des »ehrbaren Kaufmanns« Hohn sprachen und sogar die 
vom »Baseler Abkommen« gesetzten Grenzen des haftenden 
Eigenkapitals nicht mehr respektierten. 

fall für den konkursverwalter

Man wich mit speziell für spekulative Geschäfte gegründe-
ten »Zweckgesellschaften« in die schwarzen Löcher der Welt-
wirtschaft, die Offshore-Finanzzentren aus, wo die Aufsicht, 
sofern überhaupt vorhanden, äußerst lax gehandhabt wird. 
Gesamtwirtschaftlich ist das alles irrational, da nun das Ei-
genkapital nicht mehr reicht, um die Risiken abzusichern, 
wenn diese denn eintreten. Und sie sind eingetreten. Das ist 
eigentlich ein Fall für den Konkursverwalter, doch kann man 
das Bankensystem nicht einfach zusammenbrechen lassen und 
sich – wie der Kaiser Nero im brennenden Rom am Inferno 
der ewigen Stadt – an den krachenden Banken und dummen 
Gesichtern der Ackermänner aller Finanzplätze erfreuen.

 
Die gesamte Welt wird in den Krisenstrudel gezogen. Es 

zeigt sich, dass Renditen von 20 % und mehr auf das Eigenka-
pital bei realen Wachstumsraten von 1 bis 2 % die Ökonomie 
strangulieren und der Umwelt wegen des hohen Energiever-
brauchs und der Auswirkungen der Emissionen auf das Klima 
irreparablen Schaden zufügen und die Welt in extrem reiche 
Prämien-, Boni- und Renditenbezieher und eine ebenso 
extrem wachsende Masse armer und schlecht ernährter, ja 
hungernder Menschen spalten. Der Finanztsunami löst nicht 
nur verheerende Finanzkrisen aus, er zerstört gesellschaftli-
che Strukturen und bringt immer wieder die sowieso prekäre 
Machtbalance innerhalb der Nationen und zwischen ihnen 
durcheinander. Die Masseneinkommen bleiben in diesem tol-
len Karussell zurück, in allen Industrieländern ist nach An-

gaben des IWF der Anteil der Löhne und Gehälter am Volks-
einkommen seit 1990 zum Teil um bis zu 10 Prozentpunkte 
gesunken.

 
Doch da die unmäßig hohen Forderungen des Finanz-

sektors real nicht dauerhaft bedient werden können, erweisen 
sie sich irgendwann als wertlos, die hohen Vermögenswerte 
sind illusionär. Das im Finanzsektor angelegte Kapital ist, wie 
schon Marx analysiert hat, »fiktives Kapital«. Es entsteht also 
ein immenser Abschreibungsbedarf auf verbriefte Forderun-
gen, den niemand genau beziffern kann. Der IWF errechnete 
im Herbst 2009 2800 Milliarden US-Dollar, die Commerz-
bank gibt bis zu 7.800 Milliarden US-Dollar an.

 
Wer kommt für die Verluste auf? Die Finanzkraft der Staa-

ten ist systematisch ausgehöhlt worden. Denn Banken und 
Unternehmen haben im Verein mit Beratungsinstitutionen 
und dem liberalen politischen mainstream einen Wettbewerb 
um die niedrigsten Steuersätze ausgelöst, so dass in ganz Eu-
ropa die Unternehmenssteuern abgesenkt worden sind, in Ir-
land beispielsweise auf lächerliche 12,5 %. Das war lukrativ für 
alle Unternehmen, und deshalb siedelten sich tausende auf der 
grünen Insel an. Irland wurde als »keltischer Tiger« in den 
Himmel gelobt. Als aber die Regierung gezwungen wird, ih-
ren Banken mit viel Geld, das sie nicht hat, unter die Arme zu 
greifen, explodierte das Staatsdefizit. 

In Irland lang das öffentliche Defizit 2007 noch bei Null 
Prozent, zwei Jahre später, 2009 bei 14,4 %. Tendenz rapide 
steigend. Für die Sozialisierung der privaten Schulden müssen 
nun die Bürger zahlen. Den Iren werden Sozialleistungen ge-
kürzt, für die materielle Infrastruktur stehen keine Mittel zur 
Verfügung, viele öffentliche Güter werden nicht mehr oder 
nur in minderer Qualität bereit gestellt: Gesundheitsversor-
gung, Altersvorsorge oder Bildung und Ausbildung fallen der 
Finanzkrise zum Opfer. Die Bürgerinnen und Bürger zahlen 
also den Preis für den »Euro-Rettungsschirm«, den die Part-
ner im Euroraum zur Verteidigung der Währung aufspannen.

Kredite, Kohle, Kalorien von Elmar Altvater 
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 Die Maastricht-Kriterien werden nicht nur in Irland ge-
rissen. Statt der 60 % Schuldenquote bringen es die Eurolän-
der im Durchschnitt auf 80 %. Das Defizit beträgt zu Beginn 
des Jahres 2011 nicht die erlaubten 3 % des Bruttoinlandspro-
dukts, sondern im Durchschnitt mehr als das Doppelte näm-
lich 6,3 %. Nicht Banken werden staatlich kontrolliert, son-
dern der Steuerstaat wird zu Gunsten der Banken privatisiert. 
Die Souveränität steht im Fall der Staatspleite auf dem Spiel. 
In diesem Spiel geht es um das europäische Integrationspro-
jekt, um die Zukunft des Euro, um die staatliche Souveränität. 

Die Finanzmärkte treiben die Politik vor sich her. Die 
einzelnen Euro-Staaten sind Teil eines Systems kommunizie-
render Röhren. Den Leistungsbilanzüberschüssen der einen 
Länder entsprechen Defizite anderswo. Die Schulden der 
Griechen können nur verringert werden, wenn dies auch mit 
den Vermögen beispielsweise in Deutschland passiert. Wie 
kann dies geschehen? Durch eine Vermögensbesteuerung. 
Doch diese wird in Berlin und anderswo strikt abgelehnt.

 
Immerhin kommt eine Insolvenzregelung ins Gespräch. 

Die Kredit gebenden Banken sollen an den Kosten der Ent-
schuldung und daher auch an ihrer eigenen Rettung beteiligt 
werden. Das ist einer der wenigen vernünftigen Vorschläge 
zur Bewältigung der europäischen Krise seitens der deutschen 
Bundesregierung. Das »bail in« (der Gegensatz zum heutigen 
»bail out« der Banken) könnte tatsächlich eine Lösung sein. 
Doch dann dürfte man es den Banken nicht mehr gestatten, 
sich mit Hilfe der Rating-Agenturen bei ihren Schuldnern 
schadlos zu halten, indem diese mit hohen Risikoaufschlä-
gen belastet werden. Griechenland musste auf dem Höhe-
punkt der Krise zehn Prozent mehr für Bankkredite zahlen 
als Deutschland. Eine Goldgrube für die Finanzinstitute – und 
ein Bleianker, der in die Tiefe zieht, für Griechenland.

 
Daher ist es verfehlt, die öffentliche Verschuldung als ein 

Zeichen verantwortungslosen Haushaltens zu interpretieren. 
Sie ist vielmehr – Ironie der Geschichte - das Gegenteil: eine 

perverse Bedingung der Stabilisierung des privaten Finanzsys-
tems. Den Banken geht es ja vor allem deshalb gut, weil sie 
von den Zentralbanken Geld zu sehr günstigen Konditionen 
erhalten, um es teuer an Staaten in Finanznot zu verleihen. 
Das bringt hohe Gewinne und Prämien für die Manager, und 
es ist fast risikolos, denn letztlich spannen die Mitgliedsländer 
des Euroraums für die Staatsschulden den Rettungsschirm.

 
Die Krisen des Naturverhältnisses

Den gibt es nicht gegen die Folgen der Verbrennung fossi-
ler Energieträger. Deren Emissionen konzentrieren sich als 
Treibhausgase in der Atmosphäre. Der Konzentrationsgrad ist 
von vorindustriellen ca. 280 ppm auf heute etwa 380 ppm an-
gestiegen. Das ist bereits das Maximum, wenn der Tempera-
turanstieg im Verlauf dieses Jahrhunderts die Marke von 2° C 
nicht überschreiten soll. Für mindestens 80 % der Treibhaus-
gaskonzentration sind die alten Industrieländer in Nordameri-
ka und Westeuropa verantwortlich. Auch heute noch stammt 
der größte Teil der Emissionen aus den Auspuffs und Schloten 
der »reichen« Länder.

 
Der Anstieg der Erdmitteltemperatur hat größte Schäden 

zur Folge. Diese reichen vom Abschmelzen der Eiskappen 
an den Polen, dem Anstieg des Meeresspiegels, von Über-
flutungen küstennaher Gebiete, ausgedehnten Dürren mit 
Wüstenbildung bis zu ungewöhnlichen Wetterereignissen 
wie Hitzewellen oder zerstörerischen tropischen Stürmen 
und Überschwemmungen. Um diese Schäden einzudämmen, 
muss der CO₂ -Ausstoß radikal reduziert werden. Ob dann 
aber das wirtschaftliche Wachstum so gesteigert werden kann, 
dass wieder Renditen von 20 % auf Finanzpapiere zustande 
kommen, ist mehr als fraglich.

 
Fraglich ist auch die Geldbewertung der Folgen des Kli-

mawandels. Mit der Kalkulation der Kosten in Euro oder US-
Dollar wird implizit unterstellt, dass die Schäden reversibel 
und durch entsprechenden Geldaufwand zu vermeiden oder 
zu beheben seien. Doch in Geld lassen sich Umweltschäden 
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oder Veränderungen der Ökosystem erstens nicht aufwiegen 
und zweitens nicht rückgängig machen. Eine wirkliche Prä-
vention ist nur möglich, wenn das Energieregime von der 
Quelle (der Extraktion des Öls aus dem Boden) bis zur Senke 
(der Deponierung der Treibhausgase in der Atmosphäre) um-
gebaut wird.

 
Aber die Kalkulation der monetären Kosten des Klima-

wandels und des Naturschutzes hat auch den Vorteil, dass 
Geldvermögensbesitzern, die auf der Suche nach renditet-
rächtigen Anlagen sind, nun Rohstofffonds, Oilfutures, De-
rivate von Rohstoffwerten, Fonds über Ackerfläche in Afrika 
oder Lateinamerikla oder Emissionszertifikate (CO₂ -Zertifi-
kate) angeboten werden können. Die Finanzspekulation hakt 
die Immobilienbonanze bis 2008 ab und wendet sich Roh-
stoffen und Nahrungsmitteln zu. Die Finanzspekulation übt 
so einen Einfluss auf die Preise fossiler Energie für die Mo-
toren der Autos und auf die Preise von biotischer Energie für 
die Ernährung von Menschen sowie auf die Wirksamkeit von 
Klimapolitik aus. 

Den spekulativen und – wie viele Beispiele zeigen – auch 
kriminellen Akteuren auf wenig regulierten Finanzmärkten 
einen beträchtlichen Einfluss auf Klima-, Energie- und Roh-
stoffpolitik und auf die Ernährungssicherheit von Milliarden 
Menschen zu überlassen und mit ihren kurzsichtigen und 
kurzfristigen Profitinteressen das gesellschaftliche Naturver-
hältnis gestalten zu lassen, ist politisch verantwortungslos. Den 
Spekulanten kann nicht die Zukunft der Menschheit ausge-
liefert werden.

 
Stau auf den Wegen aus der Krise

Wie kommt man aus der Krise heraus? Anders als vor 80 Jah-
ren gibt es den Keynesianischen Ausweg aus der Krise nicht. 
Erstens ist die Zinssouveränität der Zentralbanken in Zeiten 
der Globalisierung den Finanzmärkten geopfert worden und 
daher wären Versuche, das Zinsniveau der Geschäftsbanken 
mit Hilfe der Zentralbanken unter die »Grenzleistungsfähig-

keit des Kapitals« zu drücken, zum Scheitern verurteilt. Das ist 
keine schwierige Erkenntnis, denn die Staaten sind gefangen 
in der von Keynes gefürchteten Liquiditätsfalle: die Zentral-
bankzinsen befinden sich bei einem Prozent im Keller, und 
trotzdem wird nicht investiert, zumal die Banken das billige 
Geld an die verschuldeten Staaten zu einem satten Zinssatz 
ausleihen und schöne Gewinne aus der Zinsdifferenz einfah-
ren können. Man müsste schon »mehr Protektionismus wa-
gen« und die Freiheit des Kapitalverkehrs beschneiden, um 
dieses Geschäft auf Kosten der Steuerzahler zu unterbinden. 
Doch dazu sind die Regierungen des Euroraums nicht bereit.

 
Zweitens würde das nichts nutzen, weil Investitionen und 

Wachstum inzwischen an Grenzen stoßen, die im ersten Drit-
tel des vergangenen Jahrhunderts jenseits des Horizonts der 
politischen Wahrnehmung lagen. Das sind die Grenzen der 
Ressourcen und der Aufnahmefähigkeit der Natur für die 
Exkremente der Produktion und Konsumtion in der fossilen 
Zivilisation. Zwar wird das Ende der fossilen Energieträger 
inzwischen nicht mehr geleugnet; das Öl hat den Höhepunkt 
der Förderung erreicht oder wird ihn sehr bald erreichen 
(»Peakoil«). Das Angebot von Öl lässt sich nach dem Peak 
nicht mehr dauerhaft steigern. Sicher ist es möglich, kurzfris-
tig die Ölförderung zu erhöhen. 

Doch ist dies mit hohen Kapitalinvestitionen in die In-
frastruktur der Förderung (zumal im Falle »unkonventio-
nellen Öls«, etwa bei Tiefseebohrungen), in den Transport 
(Pipelines), die militärische Sicherung der Transportrouten 
(etwa am Horn von Afrika) und die Verarbeitung (Raffine-
rien) verbunden. Da gleichzeitig die Nachfrage nach fossiler 
Energie in der Welt zunimmt, gehen auf freien unregulierten 
Märkten die Preise unweigerlich in die Höhe. Das ist auch 
eine Schussfolgeung des schon von der Bush-Regierung in 
Auftrag gegebenen Berichts über die Folgen von »Peak Oil« 
(Hirsch-Report 2005). Der Bericht mahnt daher, mindestens 
zehn Jahre vor Peakoil mit dem Umsteuern in Richtung einer 
nach-fossilen Wirtschaft anzufangen. Der Chefökonom der 
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 ZUKUNFT | 11 

Internationalen Energie-Agentur, Fatih Birol, datiert Peakoil 
etwa auf das Jahr 2020. Viele Öl-Geologen sind überzeugt, 
dass Peakoil bereits erreicht sei (dazu vgl. Teilbericht Zittel im 
Rahmen des Klien-Projekts 2010). Das radikale Umsteuern 
müsste also sofort beginnen – wenn es nicht bereits zu spät ist.

 
Die Internationale Energieagentur (IEA) berechnet den In-

vestitionsbedarf der Ölindustrie und der dazugehörigen Inf-
rastruktur bis 2030 auf 20 Billionen US-Dollar. Kann man mit 
riesigen Geldbeträgen die zur Neige gehenden Kohlenwas-
serstoffe ersetzen? Vorübergehend vielleicht, und man könnte 
etwas Zeit gewinnen. Doch um die Suche nach nicht-fossilen 
Auswegen kommt man in Zukunft nicht herum. Die »Ab-
wrackprämie« mag ja vorübergehend Arbeitsplätze sichern. 
Doch sie verlängert auch das fossile Energiemodell, aus dem 
gerade ein Ausweg gefunden werden muss.

 
Auch im Klimaschutz bieten sich günstige Investitions-

gelegenheiten, jedenfalls auf den ersten Blick. Das Volumen 
des Emissionshandels wird, wenn dieser vom europäischen 
Handelssystem auf die ganze Welt ausgedehnt würde bis zu 
20 Billionen US-Dollar betragen. Das ist noch in den Zeiten 
vor Ausbruch der Finanzkrise berechnet worden, als das »Ori-
ginieren« von Wertpapieren, z. B. von CO₂ -Zertifikaten ein 
todsicheres Geschäft zu sein schien (vgl. dazu generell Altvater 
2010). Doch diese Hoffnungen sind heute begraben.

 
Hinzu kämen noch Investitionen zum Anbau von Agro-

Kraftstoffen, um die rückläufige Ölförderung zu kompen-
sieren. Wenn dieser Effekt aber zustande kommt, nicht weil 
weniger mit dem Auto gefahren wird, sondern weil nun mehr 
Agrokraftstoffe in den Tank der Autos gefüllt werden, wird 
die Landnutzung von der Nahrungsmittelproduktion zur 
Spritdestille umgewidmet. Die unzureichend regulierte Flä-
chennutzungskonkurrenz ist der wichtigste Grund für den 
starken Preisanstieg bei Nahrungsmitteln im Jahr 2008, für die 
Zunahme des Hungers und für die Hungerrevolten in vielen 
Ländern. Weil die fossilen und biotischen Energien zum Teil 

substituierbar sind, wird es rentabel, bei steigendem Preis fos-
siler Energie die in Pflanzen gespeicherte biotische Energie als 
Energiequelle für Motoren zu nutzen (Genauer zu den Fol-
gen: Klien-Projekt 2010).

 
Es ist ein gutes Geschäft, ganze Landstriche in Monokul-

turen für Agrosprit zu verwandeln – auch um den Preis des 
sich ausbreitenden Hungers in der Welt. Und tatsächlich ist 
»land grabbing«, also die langfristige Pacht von riesigen Län-
dereien in afrikanischen Staaten oder auch in Russland und 
Lateinamerika durch Länder mit hohen Devisenreserven ein 
expandierender Geschäftszweig, in dessen Gefolge aber Milli-
onen Menschen mit dem Land auch die Nahrung genommen 
wird.

 
Doch sollte drittens nicht unter den Tisch fallen, dass der 

Ausweg vor 80 Jahren ins Desaster des Faschismus und des 
Zweiten Weltkrieges führte. Der Ausweg war also keiner, und 
daher muss heute alles daran gesetzt werden, dass dies sich 
nicht wiederholt. Das ist ein normativ gut begründbarer ethi-
scher Imperativ.

 
kontrolle der finanzmärkte

Von Dublin über Lissabon und Paris bis Rom und Athen und 
Berlin gehen die Menschen auf die Straße. Sie erheben ihre 
Stimme zum lauten Protest gegen die Krise und die Umver-
teilung von unten nach oben. Die Alternative wäre »exit«, so 
wie die Iren oder die Griechen es in ihrer Geschichte schon 
immer praktiziert haben: sie sind abgehauen, ausgewandert. 
Das sind individuelle Lösungen, für den einen oder die andere. 
Sinnvoller wäre es, sich in gemeinsamer europäischer Anstren-
gung zu bewegen und die Politik in Richtung einer Kontrolle 
der Finanzmärkte zu verändern. Nicht die reale Ökonomie 
wird zu Gunsten der Finanzinstitutionen ausgepresst, sondern 
die Finanzmärkte sollen der realen Ökonomie und einem 
nachhaltigen Umgang mit der Natur dienen. Zu einer trag-
fähigen globalen Finanzarchitektur gehört also vor allem die 
Regulierung der Schnittstelle zwischen finanzieller und realer 



 12 | ZUKUNFT 

Ökonomie. Wenn die Grenzen der Natur so deutlich zu Tage 
treten wie mit der prekärer werdenden Energieversorgung, 
den klimatischen Veränderungen, der Abnahme der Biodiver-
sität, der zunehmenden Landnutzungskonkurrenz und wenn 
nicht weniger, sondern mehr Menschen als je zuvor Hunger 
leiden müssen, dann muss tatsächlich ein Modellwechsel von 
Wirtschaft und Gesellschaft ins Auge gefasst werden.

Elmar Altvater 
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ein comic von
Thomas Fatzinek

Als die Nacht 
begann …

Die Bildgeschichte ist ein uraltes Medium zur Vermittlung von histori-
schem Wissen und politischen Urteilen. Die Reliefs des Pergamonaltares 
erzählen die Geschichte, wie die neuen Götter die alten niedergerungen 
haben; der Teppich von Bayeux erzählt in der kunstvollen Verbindung 
von Bild und Schrift vom Kampf zwischen Edward und Harald um den 
englischen Königsthron. Gotische Glasfenster, bibliae pauperum und 
Kreuzwegstationen erzählen biblische Geschichten. Die Trajanssäule 
und die Säulen vor der Karlskirche in Wien huldigen den Eroberern mit 
Bildern ihrer erfolgreichen Feldzüge. Auch Albrecht Dürers »Apokalypse« 
und »Marienleben« sind comicsartige Text-Bild-Geschichten mit propa-
gandistischem Inhalt. Im Revolutionsjahr 1848 erheiterten die »Thaten und 
Meinungen des Herrn Piepmeyer, Abgeordneter zur constituierenden Na-
tionalversammlung zu Frankfurt am Main« die Gemüter der fortschrittlich 
und demokratisch gesinnten Bürger, und das Rote Wien lachte über den 
dumm-dreisten Seicherl. Jacques Tardi zeichnete Comics über Frankreich 
im 1. Weltkrieg und brachte dabei auch Tabus wie die Geiselerschießun-
gen zur Sprache. Der US-Amerikaner Art Spiegelman, Sohn jüdischer 
Emigranten, erzählt die Geschichte eines Auschwitz-Überlebenden. Und 
heute gibt es in Wien die Initiative Comics gegen rechts www.comicsge-
genrechts.at

Thomas Fatzinek, »Illustrator und Gschichtldrucker«, wie er sich selbst 
nennt, ist Mitglied dieser Initiative. Geboren 1965 in Linz, jobbte Thomas 
Fatzinek nach der Lithographenlehre als Altenhelfer, Häftlingsbetreuer, 
Lagerarbeiter, Siebdrucker, Spengler, Leiharbeiter, Scanner Operator, 
Zugfahrer im Zoo Schönbrunn und Briefträger. Er studierte Druckgraphik 
an der wiener kunst schule bei Georg Lebzelter und Sergius Kodera. Der 
Comic »Als die Nacht begann …« war seine Diplomarbeit.

Thomas Fatzinek produziert seine Polit-Comics im traditionsreichen 
Hochdruck, der seit dem 15. Jahrhundert für politische Information und 
Agitation genutzt wird. »Als die Nacht begann …«, in Linol geschnitten, 
erzählt die Geschichte eines jungen Sozialdemokraten in den Jahren 1927 
bis 1934 in Wien. Die gründlich recherchierten historischen Fakten werden 
im Stile der oral history aus der Perspektive »von unten«, aus der Sicht der 
»kleinen Leute«, der Kämpfenden erzählt. Der Held steht selbstverständ-
lich auf der Seite des Roten Wien und des linken Flügels der Sozialdemo-
kratie, der verzweifelt gegen den österreichischen Faschismus gekämpft 
hat. Die Situationen, Stimmungen und Stellungnahmen der Agierenden 
entstammen deren persönlichem Erleben und sind individuelle Entschei-
dungen. Fatzinek erzählt eine lebendige Story, nicht eine Geschichte aus 
den Akten und Archiven. Deutlich zeigt er die zögerliche Haltung vieler 
SozialdemokratInnen zur Frage des Aufstandes – Waffen sind zwar da, 
werden aber nicht ausgegeben, die Stromabschaltung wird nicht als 
Zeichen für den Generalstreik, sondern als Kurzschluss interpretiert. Am 
Ende bleibt nur das Exil.

Die starken, sprechenden Bilder bieten trotz der Schwarz-Weiß-Darstel-
lung keine Schwarzweißmalerei, sondern eine differenzierte, diskursive 
Darstellung der Ereignisse. Die vehemente Kraft der Bilder veranlasst, 
den kurzen, prägnanten Text zu lesen. Mittels ihrer charakteristischen 
Typographie reden die Hahnenschwänzler in teutschen Buchstaben. 

Philipp Maurer

Ausstellung
Thomas Fatzinek, Als die Nacht begann …
Comics.
Renner-Institut, 1120 Wien, Khleslplatz 12. 
Bis Ende April 
Montag bis Donnerstag 8 – 17 Uhr
Freitag 8 – 13 Uhr

Die Ausstellung im Renner-Institut zeigt eine 
Auswahl aus den Original-Linolschnitten von  
»Als die Nacht begann …« und »Notizen zur Lek-
türe des Berichtes ›Die Stärkeren‹ von Hermann 
Langbein« sowie aus den Schabkartons zu »Eine 
alte Geschichte. Der Fall Sacco und Vanzetti«. Zu 
beziehen sind die Comics im Renner-Institut oder 
im Internet unter https://www.pictopia.at/shop/
austro-comics/als-die-nacht-begann.php
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nlängst traf ich wieder einen langjährigen sozial-
demokratischen Funktionär, mit dem ich im Laufe 
meines Engagements als Politiker, aber auch davor, 
viel zu tun hatte und den ich mag. Es ist eine tiefe 

Zuneigung, wenn wir auch nicht privat befreundet sind. 

Als ich den Dokumentationsbeitrag zum Schweigen 
der Familie Quandt auf ARTE sah (vgl. Fragen über Fragen 
02/2011) fielen im Kommentar auch die Worte, dass sich ein 
Vermögen, das schuldbelastet erworben wurde, vererbt habe, 
ohne dass die Erben sich je zu dieser Schuld bekannt hätten. 
Und das löste in mir eine Erinnerung an ein Gespräch in einer 
durchwegs sozialdemokratischen Gruppe aus, in dem es um 
die Frage der Restitution von Vermögenswerten gegangen 
war, die jüdischen Eigentümern, die teils vertrieben, teils er-
mordet worden waren, entzogen und nie rückerstattet worden 
waren. Alle Teilnehmer waren in Sorge um die österreichi-
sche Wirtschaft, wenn hier im großen Stile rückerstattet wer-
den sollte, was zuvor gestohlen oder abgepresst worden war. 

Und in dieser Diskussion berichtete der oben genannte 
Funktionär von einem Gespräch mit seinen Kindern nach ei-
ner ZiB-Sendung, die über das Thema der Restitutionsforde-
rungen in der Schweiz und nun auch in Österreich berichtet 
hatte. Die Kinder zeigten gar kein Verständnis für derartige 
Forderungen. Es müsse doch endlich Schluss sein mit diesen 
Geschichten. Und der sozialdemokratische Vater ebenfalls 
nicht. Er meinte in unserer Diskussion: »Schuld kann man 
doch nicht vererben.« Man könne doch nicht ewig über die 
Vergangenheit sprechen, über Vergangenes rechten. Es müsse 
endlich Schluss damit sein und mit den damit verbundenen 
Forderungen.

Aber: Ist das denn wirklich eine mögliche Position, gar 
eine sozialdemokratische Position? Eine haltbare Position? 
Wird gestohlenes oder durch Erpressung erworbenes Vermö-
gen durch hinreichend langes Schweigen wohl erworbenes 
Vermögen? 

Freilich: Schuld lässt sich nicht vererben – darin ganz an-
ders als Vermögen. Aber was soll dann mit dem vererbten un-
rechtmäßig erworbenen Vermögen geschehen? Soll es, wer es 
dreißig, vierzig Jahre später noch hat, behalten dürfen? Eine 
Stichtagsregel? Und was wäre eine sozialdemokratische Positi-
on zu diesen Fragen?

Ich mag diesen mittlerweile alt gewordenen Sozialdemo-
kraten weiterhin und es wird mir warm ums Herz, wenn ich 
ihm begegne. Aber diese Geschichte kann ich nicht vergessen 
und kann ich ihm nicht vergessen. Und ich frage mich, ob 
meine Gefühle konsistent sind. 

• — •

Noch ein Nachschlag: Vielfach wird bei Diskussionen um 
diese Fragen eine ganz andere Geschichte als vermeintliches 
Gegengewicht, quasi als Ausgleich eingewendet: Das Leiden 
vieler Deutscher oder deutsch Sprechender im und vor allem 
nach dem zweiten Weltkrieg – die Vertreibungen, die erlitte-
nen Vermögensverluste, die Weigerung der Staaten, aus de-
nen die Betroffenen vertrieben wurden oder fliehen mussten, 
ihnen Verlorenes zu ersetzen. Bloß: Was hat die eine mit der 
anderen Geschichte gemein? Haben etwa die Juden den Krieg 
gegen das Deutsche Reich vom Zaun gebrochen?

Wer einen Krieg beginnt muss damit rechnen, dass das 
nicht ohne Verluste abgeht. Und wenn der begonnene Krieg 
verloren geht, dann kostet das extra. Man kann sich schon 
fragen, ob das Leid, ob die Verluste tatsächlich von denen zu 
tragen sind, die sie dann – zumindest teilweise – zufällig tref-
fen. Aber erst mit dieser Frage sind wir an dem Punkt, an dem 
beide Geschichten zusammen hängen. 

Caspar Einem 

ist Chefredakteur der Zukunft.

Noch ein Blick zurück

fragen über fragen  von caspar einem 

U
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er Begriff »westlich« oder »Westen« wird in Tages-
zeitungen und Fernsehnachrichten ständig und zu 
Buchtiteln regelmäßig gebraucht. Wenn von »dem 
Westen«, von »westlichen Hauptstädten«, von den 

»Westmächten« oder von »westlichen Werten« die Rede ist, 
dann scheint schon jeder zu wissen, dass mit »Westen« etwas 
anderes gemeint ist, als eine Windrichtung oder die Gegend 
in der Himmelsrichtung, wo die Sonne untergeht. Die Su-
che nach einer Klärung des Begriffs »Westen« bei »Google« 
erbringt 10 300 000 Einträge. Das Nachschlagen in Meyer’s- 
Enzyklopädie enthält nur einen Verweis auf »Abendland«.¹ 

Offensichtlich wird mit dem Begriff Unterschiedliches 
bezeichnet, er wird daher für Vielerlei gebraucht und sein 
Inhalt hat sich gewandelt. Doch es gibt Überlappungen und 
gemeinsame Wurzeln. Viele Bezeichnungen haben bis zur 
Gegenwart, – so auch der Titel der großen Bonner Ausstel-
lung 2010, »Der Westen leuchtet«, eine nur oder vorwiegend 
geografisch-gebundene Bedeutung. Sie bezeichnen erst in 
zweiter Linie Eigenschaften und dann jeweils spezifische auf 
das Kompositum beschränkte. So verhielt es sich auch wieder-
um um die Kölner »Westkunst«-Ausstellung von 1981.2 

ärmer und roher

Ein anderes, schon weitergehendes Beispiel bietet Dehios 
Kultururteil 1926: »Alles, was die Westvölker Zivilisation nen-
nen, war bei den Deutschen im 18. Jahrhundert, ärmer und 
roher als bei diesen.« 3 Und so ähnlich äußerte sich der Kura-
tor der Ausstellung »60 Jahre / 60 Werke« 2009 im Berliner 
Gropius-Bau, Siegfried Gohr, der DDR-Künstler ob ihrer Ob-
soletheit als »ostdeutsche Spezialität« rigoros ausschloss, weil 
sie nicht an die Avantgarde des Westens heran reichte.4 

Kulturgeschichtlich als Äquivalent für Abendland wurde 
schon am Ende des 18. Jahrhunderts von Johann Gottfried 
Herder »Westwelt« gebraucht5, wie von vielen vorher oder 
nachher Okzident als Gegensatz von Orient. Und für Altkon-
servative ist auch heute noch der echte und wahre »Westen« 
nur ein Substitut des Abendlandes.6  Als »Westwelt« bezeich-
nete man auch die »neue Welt«, ohne damit - ebenso wie bei 
dem populär gebliebenen »wilden Westen« nur eine geografi-
sche Kennzeichnung und bei dem »Western«, »Westler« oder 
»Wessi« nur eine Herkunftsbezeichnung zu verstehen. Eine 
regierungsnahe Agentur wirbt für Österreich »als mitteleuro-
päisches Land westlicher Prägung«7. 

Zahllos sind retrospektiv platzierte Etiketten, wie Ost- und 
Westrom, Ost- und Westgoten usw. Im ähnlichen Verständnis 
wie teilweise heute ist wohl erst seit der Mitte des 19. Jahr-
hunderts der Begriff »Westen« bzw. »westlich« außenpolitisch- 
bzw. zwischenstaatlich gebraucht worden. Als »Westmächte« 
wurden schon im Krimkrieg 1853/56 Frankreich und England 
bezeichnet, die auf Seiten des Osmanischen Reiches gegen 
Russland kämpften. Doch es sollte noch fünfzig Jahre dauern, 
dass aus Frankreich und England die »Westmächte« und zwar 
1905 mit deren Entente cordiale wurden. In den diplomati-
schen Manövern jener Zeit diente sie deren Schutz vor den 
weltpolitischen Ambitionen des Deutschen Kaiserreiches.

Mit dem Eintritt der USA 1917 in den Ersten Weltkrieg 
gewann der diplomatische Begriff der »Westmächte« oder des 
»Westens« endgültig jenen Kern, den er bis heute aufweist. 
Die USA, das Vereinigte Königreich und Frankreich wurden 
zu den Kernstaaten des »Westens« als militärpolitische Alli-
anz. Seine vorläufig stärkste Ausprägung erhielt die Forma-

begriff des westens von Kurt P. Tudyka 

Begriff des Westens
Gerade angesichts politischer Krisen in Entwicklungsländern ist gerne die Rede von »westlichen Werten« oder »westli-
chen Standards«. Doch worin bestehen diese eigentlich? In seinem Beitrag macht sich Kurt Tudyka auf die Suche nach der 
Bedeutung des Begriffs des »Westens« heute. 

D



tion nach 1947 mit dem Zerfall der Anti-Hitler-Koalition, 
dem Beginn des »Kalten Krieges« und der Bildung der NATO. 
Es entstand ein Antagonismus Ost versus West, der bald weit 
über die militärpolitische Konfrontation hinaus ging. Man 
sprach wertebetont und programmatisch von »zwei Lagern« 
oder vom »Wettkampf der Systeme«.

Nach dem Überblick des Gebrauchs der Vokabeln »Wes-
ten« und »westlich« will ich eine Definition wagen: »Westen« 
ist ein mehrfach geformtes und strukturiertes Gefüge sich äh-
nelnder Einheiten. Sozialwissenschaftler nennen solche Gebil-
de eine Formation8.  Diese Bezeichnung eignet sich auch für 
den »Westen«. Verwandt ist der Begriff »Erste Welt«.9

1. Die Mehrschichtigkeit des Westens

Die Formation, genannt »Westen« oder »westlich«, ist histo-
risch mehrschichtig. Ich will einfachheitshalber drei Schich-
ten unterscheiden, eine politische, eine wirtschaftliche und 
eine kulturelle. Jeder Schicht hat auch noch verschiedene 
Lagen. Die politische lässt sich nach einer militärischen, zwi-
schenstaatlichen und innerstaatlichen unterscheiden. Militä-
risch stellt sich der »Westen« als »Westbündnis« in Gestalt der 
NATO dar. Die NATO ist auch eine Wertegemeinschaft, lautet 
betont das Mantra.

Durch ihre ständige Mitgliedschaft im Sicherheitsrat der 
VN profilieren sich die USA, Frankreich und das Vereinigte Kö-
nigreich nach wie vor in der Weltöffentlichkeit als die »West-
mächte«, d.h. als die politischen Akteure des »Westens«. Mit 
diesen drei Staaten ist die internationale Marke »Westen« un-
lösbar verbunden, was ihre Regierungen auch anstellen. Hin-
zugekommen sind zu dieser Kategorie nach Wahrnehmung 
und Selbstverständnis in unterschiedlichen Graden benach-
barte Staaten, wie Kanada, die Niederlande und Belgien so-
wie Deutschland. Andere Mitglieder der NATO werden in dem 
Sinn in den Augen außenstehender Dritter eher als »westlich 
verbündet« qualifiziert oder der »westlichen Staatengemein-
schaft« zugeordnet.10 

Seit dem erwähnten Beitritt der USA zu der französisch-
englischen Staatenkoalition in 1917 gehört zum »Westen« 
die in seinem Namen proklamierte Botschaft für ein anderes 
Verhältnis der Staaten und Völker miteinander und der Völ-
ker zu ihren Staaten untereinander. »Westliche« Außenpolitik 
bezeichnete fortan nicht nur deren Akteure, sondern diente 
auch untrennbar und letztlich besonders als Kriterium für ihre 
Inhalte. Von einer ausschließlich auf die einseitige Verfolgung 
nationaler Interessen setzenden Machtpolitik gegenüber An-
deren wollte sich »westliche« Politik durch Anerkennung und 
Ausgleich wechselseitiger Interessen und durch Zusammen-
arbeit vor allem auch bei der Verwirklichung übergreifen-
der Ordnungsvorstellungen auf der Grundlage international 
gemeinsamer Werte und Ziele unterscheiden. Dazu gehör-
ten mittels der Stärkung des Völkerrechts und der Schaffung 
internationaler Organisationen vor allem friedliche Streit-
schlichtung, Abrüstung und Selbstbestimmung.

Die Kennzeichnung eines zwischenstaatlichen Verhält-
nisses als »westlich« entspricht ein zunächst unabhängig da-
von entstandene und periodisch geformte innerstaatliche 
und gesellschaftliche, transnationale Formation. »Westlich« 
bezeichnet hier ein politisches System und eine Wirtschafts-
weise einschließlich der sie leitenden Ideen – schlagwortartig 
Demokratie, Menschenrechte, Rechtstaatlichkeit und Kapita-
lismus. Demokratie entfaltet sich als Pressefreiheit, Mehrpar-
teiensystem, Verbändepluralismus, freie, gleiche und geheime 
Wahlen für politische Ämter, Gewaltenteilung, Säkularisie-
rung, d. h. Trennung von Staat und Kirche und Individualisie-
rung von Wertvorstellungen.11 

Mit dem Verhältnis von Staat und Gesellschaft ideenge-
schichtlich unterschiedlich verwandt ist die »westliche« Sphäre 
oder die Kategorie des »Westens«, die als »westliche Zivilisati-
on« oder »westliche Kultur« bezeichnet wird. Ausgangspunkte 
sind Rationalismus, Individualismus, privates Eigentum der 
Produktionsmittel, Arbeitsteilung, Verfügung über freie Ar-
beit. Den Antrieb bilden die kapitalistische Produktionsweise 
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und die entsprechenden Produktionsverhältnisse. Sie führten 
zu einer historisch beispiellosen wissenschaftlich-technischen 
Entwicklung, Steigerung der Produktivität, Massenprodukti-
on, Kapitalvermehrung durch Profitmaximierung, Zentralisa-
tion und Konzentration von Kapital und letztlich Erhöhung 
des Volkseinkommen und dessen extrem ungleiche Vertei-
lung. Sie bestimmen wirtschaftliche und soziale Verkehrs- so-
wie  Lebensformen, die als »westlich« gelten. Stichworte sind 
vor dem Hintergrund eines vergleichsweise weltweit höheren 
Lebenstandards: Konsum-, Überfluss- und Freizeitgesellschaft. 
Zur Formation der »Westlichkeit« gehört ein aus der Tradition 
sich lösendes und fortentwickelndes künstlerisches Schaffen, 
eine daraus entspringende besondere Art von bildender und 
darstellender Kunst, von Literatur und Musik. Stichworte sind 
hier Individualismus, Avantgarde und Moderne.

2. Zur Entwicklung des »Westens«

Als Anfang der 1990er Jahre der Ost-West-Konflikt endete, 
war damit auch das erloschen, was bis dahin politisch als »Ost-
block«, kurz »Osten« begriffen wurde. Doch das militärische 
»Westbündnis« in Form der NATO blieb bestehen; es erweiterte 
sich sogar nach Mitgliedern, Aufgaben und Einsatzgebieten. 
Es wandelte sich von einem Verteidigungs- zu einem Inter-
ventionsbündnis, um Konflikte zu verhüten und Krisen zu 
bewältigen mit Einsätzen »out-of-area« und »out of defence«. 
Das heißt konkret so viel wie jenseits des »Westens« und jen-
seits des ursprünglichen Verteidigungsauftrags. Des Weiteren 
nahm sich die NATO das Recht, auch ohne Mandat der VN in 
Krisengebieten zu intervenieren.

Vergleichbar mit der Herausforderung durch die Sowje-
tunion vor sechzig Jahren hat der internationale Terrorismus 
zu einer militärischen Mobilisierung des »Westens« geführt. 
Die militärische Suprematie des Westens ist ungebrochen. Da-
ran und insofern ist »der Westen« zu identifizieren. Er agiert 
militärisch an vielen Plätzen seit neun Jahren in und rund um 
Asien und Afrika gegen Gegner, die mit dem Islam in Verbin-
dung gebracht werden. 

Der »Westen«, hier zunächst im Mantel der militärischen 
Allianz, hat eine hierarchische und  hegemoniale Struktur. 
Die oberen Ränge nehmen die Kernwaffenstaaten, die USA, 
das Vereinigte Königreich und Frankreich, ein. Derzeit sind 
im Rahmen der NATO etwa 240 US-Atomwaffen in Europa 
stationiert. Hegemon sind die USA, die gleichzeitig weltweit 
eine Stellung als einzige »Supermacht« einnehmen. Die He-
gemonie, als Verhältnis freiwilliger Gefolgschaft und Führung, 
drückt sich institutionell besonders in der NATO aus. Sie ist 
faktisch ein Bündnis mit den USA. Washington erscheint als  
Hauptstadt der »westlichen« politischen Welt.

Unterschiedlich sind die Einstellungen zu diesem Beherr-
schungsverhältnis. In Europa werden die USA als Vormacht 
und »westliche« Führungsmacht im Rahmen eines Bündnis-
ses interpretiert, dessen andere Teilnehmer sich die Rollen des 
»treuen Bundesgenossen«, des »Juniorpartners« oder der »spe-
cial relationship« zuschreiben. 2004 hoffte Jürgen Habermas, 
dass »der hegemoniale Unilateralismus der Vereinigten Staaten 
die Einsicht verstärkt (hat), dass Europa lernen  muss, in der 
Welt mit einer Stimme zu sprechen«12. Der Lernprozess ist 
ausgeblieben. So wäre eine entgegengesetzte Option die At-
lantische Union und damit der Anschluss Europas an die USA.13

Eine Facette von »Westlichkeit«, auch mit dem Etikett 
»westliche Demokratie« versehen, findet sich heute in etwa der 
Hälfte der Länder der Welt mehr oder minder formuliert und 
gelebt. Das legt die Unterscheidung nahe, von Gesellschaf-
ten des »Westens«, wie z. B. Frankreich und von »westlichen 
Gesellschaften«, wie z. B. Neuseeland zu sprechen. Äußerli-
che Formen, die den Institutionen »westlicher Demokratien« 
nachgebildet sind, finden sich im politischen System sogar 
fast aller heute bestehenden 195 Staaten; die bedeutendste 
Ausnahme bildet China. Alle Staaten bekennen sich – außer 
dem Vatikan – anders als im letzen Jahrhundert nominell zur 
»Demokratie«. Bei näherem Hinsehen zeigen sich erhebliche 
Unterschiede auch in den traditionellen »westlichen Demo-
kratien«, von der Wahlrechtspraxis bis zu den Menschenrech-
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ten. Eine Leitbildfunktion der USA oder anderer westlicher 
Staaten ist hier nicht erkennbar. Gleichwohl fordern sie auf 
verschiedene Weise und oft massiv die globale Ausbreitung 
dessen, was sie als überlegene Gesellschaftsform für Frieden 
und Wohlstand betrachten. Darunter verstehen sie allerdings 
eher »Marktwirtschaft« als Demokratie.14 

Was den »Westen« wirtschaftlich und kulturell charakteri-
sierte, ist heute expandiert, so dass er dabei nicht mehr iden-
tifizierbar ist. »Westlichkeit« als Qualität ist mobil, transferier-
bar und erlernbar geworden. Noch gibt es für diese weltweite 
Expansion von einstiger »Westlichkeit« das US-amerikanische 
Leitbild. Nach dem Ersten Weltkrieg schon bemerkte ein 
deutscher Schriftsteller – es war Kurt Tucholsky - zivilisations-
kritisch, die Welt stecke in einer Uniform mit amerikanischen 
Knöpfen. Er zielte damals auf die Tendenzen zur Konformität 
der Alltagskultur, wie sie sich seit Beginn des 20. Jahrhunderts 
im Massengeschmack abzeichneten. 

Tatsächlich ist der wirtschaftliche und kommerzielle »Wes-
ten« – gewiss noch qualitativ und quantitativ unterschiedlich 
– überall zu finden, in Moskau und Shanghai, in Kairo und 
Johannesburg. Seine Erkennungszeichen sind die Coca-Cola-
Flasche und der McDonald-Imbiss, Micro Soft und die Disco, 
CNN und Google, die Rating-Agentur und die Hedge Fonds, 
die Kreditkarte und der Dow Jones Index, Hollywood und 
Mac Kinsey, Facebook und Second Life usw.

»Westliche« Wissenschaft und Technik sind zur Welt-Tech-
nologie geworden. Eine gleichförmige Weltwirtschaft und 
Weltkultur breitet sich zunehmend aus. In China, Indien, in 
der arabischen Welt oder anderenorts wird nach »westlichem 
Muster« produziert, werden Städte, Gebäude und Verkehrs-
wege gebaut. Der »Westen« als Produktions- und Zirkulati-
onssphäre ist überall anzutreffen und wird als »Westen« nicht 
mehr wahr genommen. Was einst als »westlicher Lebensstil« 
galt, wird nachgeahmt. Nichts, was sich nicht eignete, zur 
Ware zu werden. Beethoven und Maradona sind überall.

Solcher sozialer Wandel wird manchmal in Worte wie 
»Globalisierung«, »Modernisierung« und sogar »Westernisie-
rung« gekleidet, die eine harmlose bis gefällige Offenheit und 
Aufgeschlossenheit der Marktgesellschaft auszeichne. Beklagt 
wird manchmal kulturkritisch die verbreitete Monotonie, Ni-
vellierung und »Vermassung« solcherlei Fortschritts. Unbe-
achtet bleiben meist die vertikalen Ordinaten, d. h. Antworten 
auf die Fragen nach Anpassung an wen und durch wen und 
damit nach den Einflussverhältnissen und der Herrschaftsdi-
mension. So wird großzügig übersehen, dass die Parameter 
der »Globalisierung« in Massachusetts, Kalifornien, Texas oder 
Michigan definiert werden und eben nicht irgendwoher aus 
dem »Westen« stammen, sei es der Kanton Genf, das Quar-
tier Latin oder die City of London. Und wer die Parame-
ter definiert, definiert die Bedingungen für Legitimation und 
damit auch die Strukturen von Einfluss und Machtausübung.  
Für einen großen Sektor der wirtschaftlichen und kulturellen 
»Verwestlichung« sind die USA Zentrum, Vorbild und Maß.

Der genannte amerikanische Zuschnitt der Uniformie-
rung ist inzwischen mehr oder minder in allen Bereichen 
der Gesellschaft, öffentlichen wie privaten, bei Ausbildung, 
Arbeits- und Sozialverhältnisse spürbar. Er hielt Einzug bei 
Unternehmen, im Zahlungsverkehr, bei Organisationen, 
Medien, Kunst und Kommunikation und nicht zuletzt bei 
individuellen Formen und sogar Inhalten der Lebensgestal-
tung. Er findet sich im Selbstverständnis und im Verhalten der 
Menschen. 

Unbestreitbar hat sich der soziale Wandel nicht nur ver-
breitet und vertieft, sondern seit den achtziger Jahren auch 
nach neoliberalen Grundsätzen beschleunigt. Die Kommerzi-
alisierung und Privatisierung der »Öffentlichkeit« triumphier-
te. Noch sind die Rufe unüberhörbar, diese »Entstaatlichung« 
zu verstärken. Ein Programm heißt »PPP = Private Public 
Partnership«, eine  Parole heißt »Privat statt Staat«. Die eu-
ropäischen Qualitäten der Kultur- und Sozialpolitik gleichen 
bereits Inseln, die von der neoliberalen Flut amerikanischer 

12	Jürgen Habermaas, a.a.O. S.66
13	Dazu Kurt P. Tudyka, Hegemonie und Globokratie, Baden-Baden 

2003, S. 100 – 114
14	Werner Rügemer, 3.2.2007 – Vom Balken im Auge der westlichen 

Wertegesellschaft, WDR 3.2.2007, S. 2
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Provenienz angefochten werden. »Sponsorship«, »Charity«, 
Wohltätigkeit, philanthropische Gesinnung treten an die Stel-
le von Gemeinschaftsaufgaben und dem Anspruch auf men-
schenwürdiges Leben. Eine zunehmend größere Kluft hat sich 
zwischen Reichtum und Armut aufgetan. Die allerorten be-
triebenen »Tafeln« sind ein realer Ausdruck dieser Tendenz. 
Die Mittelschicht schrumpft. Die nivellierte Mittelstandsge-
sellschaft, wie sie Helmut Schelsky vor 50 Jahren schilderte, 
klingt wie ein fernes Märchen.

Gleichwohl, über die USA hinaus, in Kanada, Europa, 
Australien und Neuseeland sowie Japan und großen Teilen 
Lateinamerikas übt die Dichte »westlicher Errungenschaft« –
hoher Lebensstandard, Reichtum und friedliche Verhältnisse 
– eine starke Anziehungskraft aus auf Menschen in Territo-
rien, in denen »Westlichkeit« nur einen dünnen Firnis über 
die realen Lebensverhältnisse bildet. In dem Zusammenhang 
gilt: »Westen« ist dort, wo es den Leuten besser geht. Wenn 
sich die »westliche« wirtschaftliche Urheberschaft und soziale 
Errungenschaften von der Formation des Westens gelöst und 
globalisiert haben, ist freilich zu fragen, wo der Nicht-Westen 
geblieben ist?  Hat sich gar der »Westen« »entwestlicht«, in-
dem die Welt »verwestlichte«? Das erinnert an Adornos und 
Horkheimers »Dialektik der Aufklärung«15.  Hardt und Negri 
schrieben vor zehn Jahren: »Wir finden fortwährend die ›Ers-
te Welt‹ in der Dritten wieder, die Dritte in der Ersten, die 
Zweite hingegen fast nirgendwo.«16

Was bleibt vom »Westen«?
–– In der Sphäre des »Westens« selbst sind die innerstaatlichen 

und gesellschaftlichen Behauptungen »westlicher Werte«, 
Prinzipien, Normen und Institutionen unglaubwürdig 
geworden und zu realitätsfernen Ideologien verkommen. 

–– Die unter Berufung auf bestimmte ideengeschichtliche 
oder religiöse Traditionen reklamierte »Westlichkeit«, 
wie Christentum, Humanismus, Liberalismus, Demo-
kratie oder Sozialismus17, steht in einer beispiellos offe-

nen Diskrepanz zur gesellschaftlichen Realität und dem 
individuellen Verhalten sowie zum Regierungshandeln 
der Akteure der Regionen, die vordem als »Westen« 
oder »westlich« galten.Eine früher reklamierte »morali-
sche Überlegenheit des Westens« ist hohl geworden und 
wird als Heuchelei und Anmaßung von der islamischen 
bis zur chinesischen Welt nicht mehr ernst genommen. 

–– Vom »Westen« unterscheidbare, also »antiwestliche«  Eigen-
heiten sind – auf einem globalen Fleckerlteppich verstreut –
fanatisch verteidigte Residuen, radikale Abschottung kom-
merzialisierte Folklore, desperate Fiktionen, realitätsblinde 
Ideologie, sektiererhafte moralische Aufrüstung geworden. 
Territoriale Bespiele für ein oder mehr Teile dieser Kennzei-
chen sind u. a. Gaza, der Iran, Somalia, Birma, Nordkorea. 
Nach Beginn des 21. Jahrhunderts kann einzeln oder 
gar zusammengefasst weder »Westen« noch »Westlich-
keit« als Ober- oder Sammelbegriff die heterogenen po-
litischen, wirtschaftlichen und kulturellen Erscheinun-
gen überzeugend unter einem Wertehimmel vereinen. 
Jeder Versuch dazu endete nicht nur in einem heillosen 
Eklektizismus, sondern auch in einer unerträglichen Wi-
dersprüchlichkeit oder selbstverständlichen Banalität. 
Dem »Westen« mangelt es an Konturen und an Profil. 

–– Der »Westen« ist fragmentiert und deformiert: Seine mili-
tärische Formation ist definierbar; andere Schichten seiner 
Formation haben sich »entgrenzt«.
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unächst die gute Nachricht: Im Bereich Basisbil-
dung/Nachholen des Hauptschulabschlusses ist 
Einiges in Bewegung geraten. Basierend auf den 
entsprechenden Regierungenbeschlüssen hat eine 

von BM Schmied eingesetzte Kommission ein Modell für eine 
neue Bildungsoffensive erarbeitet. Bundesweit sollen künftig 
Kurs- und Beratungsangebote nach einheitlichen Qualitäts-
kriterien angeboten werden. Niedrigschwellig, kostenfrei und 
durchlässig sollen diese Angebote sein. Bei den (künftigen) 
KursteilnehmerInnen soll die Stärkung von Kompetenzen 
und nicht das ständige Schielen auf vorhandene Defizite im 
Vordergrund stehen. 

Auch Überlegungen, wie die entsprechenden Zielgrup-
pen erreicht und angesprochen werden könnten, wurden 
überlegt. Die schlechte Nachricht: Pünktlich zum 100. Ge-
burtstag von Bruno Kreisky werden weitere Bildungshürden 
verkündet: Neben einer neuen »Mittleren Reife« (Copyright 
ÖVP) soll eine Studieneingangsphase mit nur einer Wieder-
holungsmöglichkeit pro Prüfung scharf selektieren. Kann der 
Kampf gegen Bildungsbenachteiligung so funktionieren? 

Beispiel Studienberechtigungsprüfung

»Der größte Selektionsmechanismus ist die Matura. Dank der 
unglaublichen Borniertheit der Bildungspolitik der letzten 30 
Jahre entscheidet über Gymnasium und Matura oder nicht 
nach wie vor der Kontostand der Eltern. Auf der Uni geht 
es munter weiter. Zugangsbeschränkungen, Studiengebühren 
(die für viele Studierende weiter gelten), überfüllte Hörsäle, 
ein marodes Stipendiensystem und der Zwang, nebenbei ar-
beiten zu müssen, machen es Studierenden aus sozial schwa-

chen Familien sehr schwer.« (VSSTÖ-Wien-Vorsitzende Nata-
scha Strobl, Der Standard, 29.10.2010) 

Seit Jahrzehnten bedeutet die Studienberechtigungsprüfung 
(SBP) demgegenüber den im Grunde einzigen Weg, ein or-
dentliches Studium ohne Matura zu absolvieren. Als inhalt-
liche Voraussetzung schreibt der Gesetzgeber eine berufliche 
oder außerberufliche Vorbildung – bezogen auf die gewählte 
Studienrichtung – vor. Nonformal und informell Erlerntes 
– vom Sprachkurs, über das Ehrenamt beim Bezirksmuseum 
bis hin zur Betriebsratstätigkeit – kann also unter Umstän-
den etwa eingebracht werden.  Wer keine Vorbildung für das 
gewünschte Studium mitbringt, konnte diese, zumindest in 
Wien, bisher relativ unbürokratisch nachholen. 

Die Studienberechtigungsprüfung selbst besteht – mit ei-
ner Ausnahme (Deutsch-Aufsatz) – aus studienspezifischen 
Pflicht- und Wahlfächern, die zum Teil an Einrichtungen 
der Erwachsenenbildung absolviert werden können bzw. an 
die Universität abzulegen sind. Besonders positiv: Die SBP ist 
als einziger »Weg« im Zweiten Bildungsweg – also z. B. AHS-
Matura oder Berufsreifeprüfung – auch »stipendienfähig«. Das 
bedeutet, dass Menschen, die – z. B. aufgrund längerer Be-
rufstätigkeit – die sozialen Kritierien für ein Stipendium erfül-
len, können dies bereits auch für die Absolvierung der SBP lu-
krieren. An sich liegt hier somit ein geniales und verblüffend 
modernes Grundkonzept vor: Menschen sollen entsprechend 
ihrer Interessen und Kompetenzen, unter Umständen sogar 
staatlich unterstützt, studieren können. Allerdings erfuhr die-
ses emanzipative Konzept bereits traditionell auf drei Ebenen 
Beschränkungen: Erstens durch Altersklauseln beim Zugang 
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zur SBP (Mindestalter 22/20 Jahre) bzw. zum Stipendium (Ma-
ximalalter 30/35 Jahre), zweitens durch die enstehenden Kos-
ten/Gebühren für Kurse und Prüfungen und drittens durch 
formelle und informelle Hürden, die speziell Menschen mit 
Migrationshintergrund treffen können. 

Gesetzliche Neuregelungen im Kontext mit deren Anpas-
sung an den Bolognaprozess im Jahr 2010 (weitgehende Ausla-
gerung der SBP-Kompetenz an die zulassenden Universitäten) 
haben diese Hürden kaum entschärft. Ein Blick in die Praxis 
zeigt eher das Gegenteil.

Die einzige wesentliche Verbesserung gab es durch die 
Senkung der Altersklausel von 22 auf 20 Jahre für die uni-
versitäre SBP. (Studienberechtigungsprüfungen z. B. für Kollegs 
können allerdings weiter erst ab dem 22. Lebensjahr absolviert 
werden.) Trotzdem geht es offenbar weiter darum, die Matura 
bzw. ihr ideales Absolvierungsalter (18) irgendwie vor der Al-
ternative Studienberechtungsprüfung zu »schützen«. 

Denn warum soll z. B. eine 19-jährige, die an sich alle 
SBP-Kriterien erfüllt, sonst nicht auch über die SBP studieren 
dürfen? Die bisher gültige, »altersdiskrimierende« Stipendien-
regelung blieb demgegenüber – weil eine andere gesetzliche 
Materie – unberührt. Es heisst also weiterhin: Geld zum Le-
ben für besonders Bildungshungrige kann für die SBP (bzw. in 
der Folge das Studium) bis 30 beantragt werden. Wer schon 
zwischen 30 und 35 ist, muss jeweils ein zusätzliches Jahr Be-
rufstätigkeit nachweisen. Für die Generation 35+ kommt der 
Wunsch »Vollzeit« SBP und Studium zu absolvieren in jedem 
Fall zu spät. Lebenslanges Lernen ernsthaft unterstützen, geht 
m. E. anders. 

Kosten für AbsolventInnen steigen 

Die Kostenproblematik für jene, welche die SBP absolvieren 
wollen, hat sich durch die Neuregelung in verschiedenen 
Fällen sogar erhöht. Einzelne Universitäten schreiben inzwi-
schen obligatorisch eine außerordentliche HörerInnenschaft 

von. SBP-AnwärterInnen haben dann in der Regel zusätzlich 
zu den anderen Kosten Studiengebühren zu bezahlen. Dass 
die Studiengebühren vor den letzten Wahlen in Wahrheit be-
kanntlich nicht gänzlich abgeschafft wurden, sondern nur neu 
geregelt wurden, gilt übrigens insbesondere für Nicht-EU-
BürgerInnen. Sie waren apriori von der Gebührenbefreiung 
ausgenommen. Und gerade auch für diese Gruppe bedeutet 
auch die Neuregelung der SBP im Grunde eine bildungspoli-
tische Katastrophe. 

Stillstand und Rückschritt 

Nur zwei Prozent der Studierenden in Österreich kommt aus 
außereuropäischen Staaten und mehr als Hälfte der auslän-
dischen Akademikern sind in Wien nicht adäquat oder gar 
nicht beschäftigt. Die mangelnde Internationalität des Bil-
dungswesens an sich drückt sich hier ebenso so aus wie ganz 
konkrete Probleme der Betroffenen. Vor allem mitgebrachte 
Schul- und Universtitätsabschlüsse werden in vielen Fällen 
nicht anerkannt.  Bisher bot die Studienberechtungsprüfung 
manchmal einen letzten Rettungsanker für solche »verlorenen 
Talente«. 

Im Ausland erworbene (Teil-)Abschlüsse wurden viel-
fach zumindest als Vorbildung für die Zulassung akzeptiert. 
Ab 2010 ist allerdings anders: Die Neuregelung des Staatsbür-
gerschaftsparagraphs brachte zwar die Möglichkeit der Zu-
lassung zur SBP für alle EWR-BürgerInnen. Gleichzeitig findet 
nunmehr die Zulassung zur SBP nach der – im universitären 
Bereich sonst gültigen – »Personengruppenverordnung« (also 
z. B. nach mindestens fünfjährigen Aufenthalt) keine Erwäh-
nung mehr. Gut integrierte TürkInnen dürfen demnach neu-
erdings ebenso wenig die SBP absolvieren wie deren serbische 
Nachbarn. 

Wer das Glück hat, einen österreichischen Pass zu be-
sitzen und zur SBP zugelassen wird/wurde, steht allerdings 
vor einen weiteren Hürde: Im Rahmen der SBP bleibt eine 
(Deutsch-)»Aufsatz-Prüfung« zu absolvieren, die schlichtweg 
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erstprachliches Niveau voraussetzt. Auch hier wird eine in an-
deren universitären Bereichen »mildere« Praxis noch immer 
nicht umgesetzt: An sich reicht nämlich der Nachweis von 
Deutschkenntnissen auf B1/B2-Niveau (»Mittelstufe«), um 
ein Studium zu beginnen. 

Bildungsbenachteiligung wird zwar unterschiedlich defi-
niert: 50.000 Menschen in Österreich haben keinen, 800.000 
Personen verfügen maximal über einen (anerkannten) Pflicht-
schulabschluss (davon 1/3 MigrantInnen). 1,34 Millonen 
Personen haben Probleme mit den sogenannten Basiskompe-
tenzen. Und bis zu 80 Prozent der Bevölkerung im erwerbsfä-
higen Alter bleibt der Zugang zur höheren Bildung aufgrund 
fehlender Matura momentan verwehrt.1 100 Jahre nach Kreis-
ky Geburt ist Kollegin Strobl Recht zu geben: »Der größte 
Selektionsmechanismus ist die Matura.« 

Der Kontext Bildungsbenachteiligung und soziale Frage 
liegt demgegenüber für BildungsexpertInnen als durchgän-
giges Phänomen vor.  Dabei gilt nicht nur, dass Menschen 
ohne Schulabschluss in der Regel einfach arm sind. Auch 
eben der »Hochschulzugang hängt in Österreich noch im-
mer stark von der sozialen Herkunft ab – mit schrecklichen 
Konsequenzen für Forschung und Entwicklung« urteilt etwa 
Ingolf Erler, Mitarbeiter am Österreichischen Institut für 
Erwachsenenbildung.2  

Wohin geht die Reise?

Im Zuge der Kreisky-Feiern wurde immer wieder das The-
ma »Bildungsreform« thematisiert. Sowohl HistorikerInnen 
wie zeitgenössische BeobachterInnen bzw. Betroffene hoben 
dabei hervor, dass die eigentliche politische Leistung nicht 
unbedingt in den getroffenen Maßnahmen selbst, sondern in 
den Signalen lag, die gesetzt wurden. »Jeder soll ein höhere 
Schulbildung erhalten und jeder soll studieren können« – so 
das eindeutige Credo. Kann demgegenüber heute eine zwei-
deutige Politik funktionieren, die zwar versucht jährlich tau-
sende Bildungsbenachteiligte »am unteren Ende« für Basisbil-

dungsangebote und das Nachholen des Hauptschulabschlusses 
zu gewinnen, aber am »oberen Ende« der Skala immer mehr 
selektiert? 

Tatsächlich geht es bei der Bekämpfung von Bildungsbe-
nachteiligung vor allem auch um den Kampf gegen Stigmati-
sierung und die Eröffnung von Spielräumen und Perspektiven. 
Je breiter und durchlässiger das weitere Angebotsspektrum 
desto besser die Chancen für den Einzelnen und die Gesell-
schaft, Bildungsbenachteiligung zu überwinden. 

Gerade am Beispiel der Studienberechtigungsprüfung lässt 
sich letztlich die Misere einer zutiefst widersprüchlichen Bil-
dungspolitik ablesen: Die SBP bedeutete schon immer, wie 
beschrieben, den Zugang zu einer ganz bestimmten Studien-
richtung. Die Studierfähigkeit musste (ohnehin) anhand von 
Kompetenzen und Prüfungen nachgewiesen werden. Nun-
mehr erwartet den SBP-Absolventen nach dem Erlangen der 
Studienberechtigung eine (weitere) Reihe von Aufnahme-
tests bzw. Studieneinangsphasen mit Knock-Out-Prüfungen. 
Zweimal Scheitern und dieser ganze »Zweite Bildungsweg« 
war dann umsonst – selber schuld! Was hätte wohl Kreisky zu 
solchen Signalen gesagt?

John Evers, 
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ären die Einwander/innen alle Mittelschichtange-
hörige, gäbe es wahrscheinlich auch eine Migra-
tionsdebatte, aber sie würde ganz anders geführt. 
Die ab 1961 im Ausland angeworbenen Arbeits-

kräfte kamen aber zu gutem Teil aus der Armut, und zwar, 
was vielleicht entscheidend ist, aus einer ländlichen. Ebenso 
traf das auf ihre Familien zu, die vermehrt ab 1974 zuzogen. 
Ländliche Armut ist fast immer mit geringen Bildungsmög-
lichkeiten verknüpft, dementsprechend auch mit größerer 
Kinderzahl, mit ausgeprägter Ungleichheit und strenger Hi-
erarchie. Nun ist das alles schon eine Zeit her. Ganz grob ge-
schätzt haben heute vermutlich rund die Hälfte der seinerzeit 
aus Jugoslawien und ein Viertel der aus der Türkei eingewan-
derten Haushalte einen Besitzstand geschaffen, der sie als Mit-
telschichtangehörige qualifiziert. Dazu kommt, dass die Ein-
wanderung seit Mitte der 1980er Jahre zunehmend gebildeter 
wurde. Besonders die intensiven Flüchtlingsströme zwischen 
1988 und 1994 sowie zwischen 1998 und 2005 nahmen ihren 
Ausgang oft in Städten und brachten einen großen Bildungs-
reichtum mit.

zu geringe bildung?

Die öffentliche Debatte in Österreich hat sich aber relativ 
stark an das alte Bild der armen und vor allem arm ausse-
henden Einwander/innen geklammert. Das hat schon auch 
einen realen Grund. Einwander/innen von außerhalb der EU/
EFTA haben ein fast dreimal so hohes Risiko armutsgefährdet 
zu sein wie österreichische Staatsangehörige, nämlich 30 % im 
Vergleich zu 11 %. Folgt man der öffentlichen Debatte, könnte 
man meinen, die Erklärung sei ganz einfach, nämlich zu viele 

mit geringer Bildung. Wenn man nachrechnet, bemerkt man 
aber, dass das so einfach nicht sein kann. Ginge es nur um die 
Bildung, dann dürften nur rund 15 % armutsgefährdet sein, 
also nur halb so viele wie es wirklich sind. Dass die Bildungs-
unterschiede nur diesen relativ kleinen Teil des Gefährdungs-
unterschieds erklären können liegt zum Teil daran, dass sie 
nicht so groß sind, wie vielfach suggeriert wird, und zum Teil 
daran, dass die Armutsgefährdung weniger unmittelbar mit 
der Bildung zusammenhängt als man glauben möchte. 

andere erklärung

Es muss also eine andere Erklärung geben als die Bildung. 
Es lässt sich leicht zeigen, dass ein paar der anderen Erklä-
rungsversuche, die rasch bei der Hand sind, ebenfalls nicht 
greifen. Sind in den Einwandererhaushalten weniger Mitglie-
der beschäftigt als in anderen? Ja, das trifft zu, kann aber die 
Lücke zwischen 11 % und 30 % Armutsgefährdung auch nur 
zu kleinem Teil erklären. Haben die Einwandererhaushal-
te mehr Kinder und sind deswegen ärmer? Nein bzw. in so 
geringem Maß, dass es die Lücke nicht einmal in Ansätzen 
erklären kann. Zwar bekommen die Frauen im Durchschnitt 
etwas mehr Kinder, aber im Gegenzug gibt es mehr männli-
che Einpersonenhaushalte.

Sucht man weiter nach Erklärungen, stößt man rasch auf 
ein markantes Phänomen: Aus dem Ausland mitgebrachte 
Bildung ist am österreichischen Arbeitsmarkt nichts wert. Wer 
mit wenig Bildung von außerhalb der EU15 und EFTA Staaten 
zuzieht und in Österreich Beschäftigung findet, verdient nur 
unwesentlich weniger als jemand mit geringer inländischer 

Wie qualifiziert sind MigrantInnen? von August Gächter 
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Ausland erworbenen Bildungsabschlüssen, die viele qualifizierte MigrantInnen in unqualifizierte Berufe dränge. Die Integrati-
onsdebatte auf die Bildungsdebatte zu verkürzen, sei gerade aus diesem Grund nicht genügend.
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Bildung. Je höher die mitgebrachte Bildung, desto größer der 
Unterschied:

–– Im Durchschnitt der Jahre 2004 bis 2008 verdiente die 
mittlere, 40 Wochenstunden beschäftigte Absolventin einer 
EU15/EFTA Universität netto um über ein Drittel mehr als 
eine Absolventin einer Universität außerhalb dieses Staaten-
blocks. Bei den Männern waren es sogar über 40 % mehr.

–– Mit 12 oder 13 Schulstufen war der mittlere Verdienst bei 
den Frauen um ein Drittel, bei den Männern sogar um die 
Hälfte höher.

–– Mit mittleren Abschlüssen, also unter der Matura, aber über 
der Pflichtschule, betrug der Unterschied bei beiden Ge-
schlechtern jeweils ein Achtel.

–– Mit höchstens Pflichtschule betrug er nur 5 % bzw 7 %.

Das läuft darauf hinaus, dass eine Frau mit einem von au-
ßerhalb der EU15/EFTA Staaten mitgebrachten Universitätsab-
schluss im Mittel um etwa 42 % mehr verdient als mit nur ma-
ximal Pflichtschulabschluss, während sie mehr als 82 % mehr 
verdiente, wäre ihr Abschluss von innerhalb der EU15/EFTA 
Staaten, und dass sie weniger verdient als eine Frau mit im In-
land oder den anderen EU15/EFTA Staaten gemachter Matura. 
Bei den Männern ist es sogar noch etwas dramatischer, denn 
dort sind es 32 % im Vergleich zu 78 % und unwesentlich mehr 
als ein Mann mit inländischem Lehrabschluss oder mehrjähri-
ger Fachschule ohne Matura. Die höhere Armutsgefährdung 
hat also offenbar ganz wesentlich mit schlechterer Bildungs-
verwertung zu tun, viel mehr als mit schlechterer Bildung.

Dass Branchenunterschiede für derart große Unterschiede 
allein verantwortlich sein könnten, ist undenkbar. Zum Teil 
sind sie es aber. Dass Einwander/innen eher in den schlecht 
bezahlenden Branchen arbeiten und Nichtmigrant/innen 
eher in den besser bezahlenden, ist aber nicht Zufall. Man 
kann diesen Befund auch so drehen, dass man sagt, Einwan-
derung sei teuer. Im Mittel wird man, leicht zugespitzt, um 
alles, was man mehr verdienen könnte als eine Hilfs- oder 

Anlernkraft, gepfändet, und zwar auf Lebenszeit. Zugute 
kommt es jenen Inländer/innen, die ansonsten die Hilfs- und 
Anlerntätigkeiten ausüben hätten müssen. Die Zahl dieser Tä-
tigkeiten ist, abgesehen von konjunkturellen Schwankungen, 
bei knapp einer Million ziemlich stabil. Von den gering gebil-
deten Beschäftigten mit Schulbesuch im Inland ist bei beiden 
Geschlechtern aber nur rund die Hälfte in Hilfs- und Anlern-
tätigkeiten beschäftigt, die anderen in mittleren und höheren 
Tätigkeiten. Und hätte es die Einwanderung ab den 1960er 
Jahren nicht gegeben, dann wären auch ab den 1970er Jahren 
weit weniger Anstrengungen unternommen worden, die im 
Inland aufwachsende Bevölkerung mit Bildung und Ausbil-
dung zu versorgen, weil ja ein konstanter Bedarf an Hilfs- und 
Anlernkräften besteht.

Bedenken muss man auch, dass die auf diese Weise sub-
ventionierten Inländer/innen selbstverständlich eine Ideolo-
gie brauchen, die ihnen hilft, ihre privilegierte Situation zu 
rechtfertigen. Rassismus, also die systematische Weigerung, 
Menschen mit bestimmten Merkmalen als gleichwertig gelten 
zu lassen, ist genau dafür da: »Zunächst möchte ich zu beden-
ken geben, dass es nicht einen Rassismus gibt, sondern viele 
Rassismen: so viele, wie es Gruppen gibt, die eine Rechtfer-
tigung dafür brauchen, dass sie existieren, wie sie existieren, 
denn das ist die invariante Funktion von Rassismus«, wie Pi-
erre Bourdieu schrieb. Proletarischen Rassismus zu erzeugen 
oder in abgewandelter Form zu erhalten, war wohl nicht die 
Absicht der österreichischen Ausländerpolitik seit 1961, ist 
aber einer ihrer Nebeneffekte.

Bildungsunterschied

Es mag verwundern, dass Bildungsunterschiede nicht das we-
sentliche Problem hinter der erhöhten Armutsgefährdung 
von Einwander/innen sind. Oben wurden zwei Gründe an-
geführt. Der eine war der nicht so direkte Zusammenhang 
zwischen Bildung und Armutsgefährdung. Die Daten zeigen, 
dass es dabei vor allem darauf ankommt, nach der Pflichtschu-
le noch einen Abschluss gemacht zu haben. Ob das eine Lehre 
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war, eine mehrjährige Fachschule, Matura oder Universität, 
ist nicht so wichtig, insbesondere ist Lehre, Fachschule oder 
Matura nicht wichtig. Das Risiko der Armutsgefährdung ist 
mit nur höchstens Pflichtschulabschluss zwei- bis dreimal so 
groß wie mit einem mittleren oder höheren Abschluss, näm-
lich um die 20 % statt irgendwo zwischen 6 % und 10 %.

Der zweite Grund war, dass der Bildungsunterschied nicht 
so groß ist, wie oft geglaubt wird. Zunächst muss man klären, 
von wem man spricht. Mit Bezug auf Einwanderung kann 
man jede Altersgruppe in drei Teile unterteilen. Ein Teil be-
steht aus jenen, die ihre gesamte formale Bildung und Ausbil-
dung außerhalb der EU15 und EFTA Staaten absolviert haben. 
Diesen Teil werde ich im Weiteren als »erste Generation« oder 
als »Einwander/innen« bezeichnen. Ein zweiter Teil besteht 
aus jenen, die ihre Bildung bzw Ausbildung in den EU15/EFTA 
Staaten beendet haben oder beenden werden, deren beide El-
ternteile aber außerhalb dieses Staatenblocks geboren wurden.  
Diesen Teil werde ich als »zweite Generation« bezeichnen. 

dritte generation

Der verbleibende dritte Teil besteht aus jenen, die ihre Bil-
dung und Ausbildung in den EU15/EFTA Staaten beendet ha-
ben oder beenden werden und mindestens einen Elternteil 
haben, der in diesem Staatenblock, zu dem auch Österreich 
gehört, geboren wurde. Ich könnte sie als »Inländer/innen« 
bezeichnen oder als »Einheimische«, aber korrekterweise 
müsste man sie als »dritte bis etwa fünfzigste Generation« be-
zeichnen. Es ist sehr wichtig, sich bewusst zu sein, dass es »ers-
te Generation« nach dieser Definition in allen Altersgruppen 
ab 15 Jahren gibt. Das Hauptmigrationsalter ist zwischen 20 
und 40. Im Alter von etwa 30 Jahren gibt es zurzeit unge-
fähr gleich viel »erste Generation« wie »zweite Generation«. 
Die »erste Generation« sind größerenteils nicht die Eltern der 
»zweiten Generation«, sondern im gleichen Alter wie sie.

Vollzieht man diese Dreiteilung bei der Bevölkerung in 
erwerbsfähigem Alter (15 bis 59 bzw 64 Jahre), dann haben 

etwa 41 % der »ersten Generation« höchstens Pflichtschule ab-
geschlossen. Das vergleicht sich mit etwa 20 % bei den »Ein-
heimischen«. Umgekehrt ist es bei den mittleren Abschlüssen 
(Lehre, mehrjährige Fachschule ohne Matura), wo es 32 % 
zu 52 % steht. Höhere Abschlüsse sind bei beiden Bevölke-
rungsteilen gleich häufig (27 % bzw 28 %). Was man bei der 
»ersten Generation« also nicht hat, ist diese überaus starke 
Betonung auf mittleren Abschlüssen, die für Süddeutschland, 
die Schweiz und Österreich typisch ist. Stattdessen ist der Teil 
ohne formale berufliche Ausbildung größer. Der Unterschied 
zwischen den beiden Bildungsverteilungen besteht nur in ei-
ner Verschiebung von rund 20 % zwischen der niedrigen und 
der mittleren Bildungsebene, während 80 % der Bildungsver-
teilung gleich sind. Diese Tatsache kommt in der öffentlichen 
Debatte kaum herüber. Wie immer in den Medien und der 
Politik, gilt: good news are no news.

Vor allem dieser nicht sehr große Unterschied in der Bil-
dungsverteilung bewirkt, dass der große Unterschied in der 
Armutsgefährdung nur in kleinem Maß auf die Bildung zu-
rückgeführt werden kann. Allerdings habe ich dabei jetzt be-
wusst einen Aspekt beiseite gelassen. Ich habe die tatsächliche 
Bildung herangezogen. Die aber kann sehr verschieden sein 
von der in Österreich anerkannten. Ein großer Teil der aus 
Drittstaaten mitgebrachten Bildung und Ausbildung ist in Ös-
terreich nicht formell anerkannt. Das Nostrifizierungsverfah-
ren ist außerordentlich voraussetzungsreich und leicht als mut-
willig errichtete und gehandhabte Hürde zu erkennen. Einen 
Antrag stellt nur, wer sich gute Chancen ausrechnen kann und 
sehr zielstrebig ist. 

Die Daten dazu sind nicht sonderlich zuverlässig, aber laut 
einer Sondererhebung der Statistik Austria im Frühling 2008 
hat wahrscheinlich nur gut ein Fünftel (22 %) aller Einwan-
der/innen in erwerbsfähigem Alter mit mittleren oder höhe-
ren Abschlüssen aus Nicht-EU-Staaten jemals einen Antrag 
gestellt. Darunter waren nur 2 % Ablehnungen sowie 2 % mit 
noch nicht entschiedenem Verfahren. Der größte Teil, 13 %, 
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musste keine Prüfungen machen, sondern sozusagen nur be-
stätigen lassen, dass der Abschluss in Österreich anerkannt 
sei. Die übrigen 5 % mussten zusätzliche Prüfungen able-
gen. Letzteres bedeutet, zum Beispiel, bei einer Ärztin in der 
Regel, dass sie den ganzen Turnus nochmals machen muss. 
Turnusplätze sind aber nicht leicht zu bekommen, schon gar 
nicht, wenn man neu im Land ist. Auf ein solches Verfahren 
haben sich offenbar einschließlich der Ablehnungen und of-
fenen Verfahren nur 7 % oder 8 % der Einwander/innen mit 
Abschlüssen über der Pflichtschule eingelassen. Bis vor we-
nigen Jahren gab es auch keinerlei gezielte Beratung in dieser 
Sache. Nur durch NGO-Projekte mit EU-Finanzierung ist sie 
überhaupt in Gang gekommen, wurde dann aber – zumindest 
in Wien – durch die öffentliche Hand institutionalisiert.

Wenn nur ein Fünftel den Abschluss von außerhalb der 
EU15/EFTA Staaten hat anerkennen lassen können, dann gelten 
die übrigen rund 40 % mit mittleren und höheren Abschlüssen 
offiziell als gering qualifiziert. Kommen sie zum AMS, werden 
sie dort als ohne Abschluss oder bestenfalls mit Pflichtschulab-
schluss vorgemerkt und dementsprechend vermittelt. Das ist 
auch im Interesse der Mitarbeiter/innen, denn Putztätigkeiten 
und Lagerarbeiten hat das AMS immer im Angebot, sodass sich 
ein rasches Vermittlungsergebnis erzielen lässt. Zieht man nun 
statt der tatsächlichen die offiziell in Österreich anerkannten 
Abschlüsse heran und rechnet wieder nach, dann ergibt sich 
für die Häufigkeit von Armutsgefährdung bei Haushalten 
von Einwander/innen von außerhalb der EU15/EFTA Staaten 
ein Erwartungswert von 20 %. Tatsächlich beobachtet werden 
aber 30 %. Es bleibt also noch einiges zu erklären.

gleiche Bildung, schlechtere Chancen

Bildung ist wichtig, aber außer der Bildung ist sichtlich noch 
etwas anderes am Werk. Es handelt sich um die Bildungsver-
wertung. Wenn es nicht gelingt, Bildung am Arbeitsmarkt 
adäquat zu verwerten, kann sie auch nichts zur Vermeidung 
von Armutsgefährdung beitragen. Das hat sich oben schon 
mehrfach angedeutet. Die Entwertung mitgebrachter Bildung 

am Arbeitsmarkt und formal durch das AMS beseitigt die 
Verwertbarkeit der an sich vorhandenen Bildung. Außerdem 
zeigten schon die eingangs erwähnten Einkommensdaten, dass 
bei Einwander/innen die Bildung für das Armutsrisiko nicht 
sonderlich wichtig ist, weil das Einkommen nur relativ wenig 
von der Bildung abhängt, die Bildung also ganz eindeutig ein-
kommensmäßig nur zum Teil verwertet werden kann.

Man kann das auch nochmals auf andere Weise zeigen. 
Wenn man zunächst zwischen beschäftigt und nicht beschäf-
tigt unterscheidet, und dann die Beschäftigung einteilt in 
gering, mittel und höher qualifizierte Tätigkeiten sowie die 
Beschäftigungslosigkeit in aktive Suche, in passives Warten auf 
Beschäftigung und in Desinteresse an Beschäftigung, dann hat 
man sechs Positionen in Bezug auf den Arbeitsmarkt. Wenn 
man quer dazu drei Bildungsebenen unterscheidet – höchs-
tens Pflichtschule, mehr als Pflichtschule und weniger als Ma-
tura, Matura und mehr – dann erhält man ein Raster von 18 
Feldern, in dem die gesamte Bevölkerung in erwerbsfähigem 
Alter, die nicht in Ausbildung ist, Platz hat.

Verteilt einmal die eingewanderte Bevölkerung, einmal 
die »zweite Generation« und einmal die »Einheimischen« 
über die 18 Felder, dann stößt man auf markante Unterschie-
de. Erstens sieht man auf allen drei Bildungsebenen bei den 
Einwander/innen geringere Beschäftigung als bei den »Ein-
heimischen«. Das gilt insbesondere bei den Frauen, trifft aber 
auch bei den Männern. Je höher die Bildung desto größer 
die Lücke. Während bei den »Einheimischen« die Beschäf-
tigung umso größer ist je höher die Bildung ist, ist sie bei 
Einwander/innen mit mittlerer Bildung gleich groß wie mit 
höherer Bildung. Das gilt bei beiden Geschlechtern. Bei den 
Einwander/innen ist aber der Unterschied zwischen den Ge-
schlechtern viel größer. Eingewanderte Frauen mit mittlerer 
und mit höherer Bildung haben die gleiche Beschäftigungs-
wahrscheinlichkeit (jeweils 64 %) wie »einheimische« Frauen 
mit geringer Bildung (62 %) und befinden sich ja oft auch im 
selben Arbeitsmarktsegment. Die Beschäftigungschancen der 
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»zweiten Generation« liegen zwischen jenen der Einwander/
innen und der »Einheimischen«, im unteren Bildungsbereich 
näher bei den ersteren, im oberen näher bei den letzteren. 
Die »zweite Generation« ist, wie gesagt, zu großem Teil im 
gleichen Alter wie die »erste«, sie hat aber inländische Bil-
dungs- und Ausbildungsabschlüsse. Interessanterweise wirkt 
sich das im oberen Bildungsbereich günstig aus, nicht aber 
im unteren. Die Folge ist, dass man innerhalb der »zweiten 
Generation« größere Disparitäten vorfindet als innerhalb der 
beiden anderen Bevölkerungsteile. Das trifft insbesondere bei 
den Frauen zu.

Zweitens sind bei den Beschäftigten auf allen drei Bil-
dungsebenen bei den Einwander/innen die Hilfs- und An-
lerntätigkeiten viel, viel häufiger als bei den »Einheimischen«. 
Während 87 % der beschäftigten Einwander/innen mit ge-
ringer Bildung Hilfs- und Anlerntätigkeiten verrichten, trifft 
das nur bei 59 % der entsprechenden »Einheimischen« zu. Mit 
mittlerer Bildung steht es 58 % zu 21 % und mit höherer 40 % 
zu 4 %. Das ist dramatisch. Mit mittlerer Bildung haben Ein-
wander/innen die gleiche Wahrscheinlichkeit, eine gering 
qualifizierte Tätigkeit auszuüben, wie »Einheimische« mit ge-
ringer Bildung, und mit höherer Bildung eine doppelt so gro-
ße wie »Einheimische« mit mittlerer Bildung. Zwischen den 
Geschlechtern gibt es hier kaum Unterschiede. 

Der einzige nennenswerte tritt bei den beschäftigten Ein-
wander/innen mit mittlerer Bildung auf, wo die Männer zur 
Hälfte in gering qualifizierten Tätigkeiten anzutreffen sind, 
die Frauen aber sogar zu zwei Dritteln. Man beginnt zu ver-
stehen, warum die »einheimische« Jugend fast zur Gänze wei-
terführende Schulen und Ausbildungen machen kann und die 
20 % bis 25 % des Arbeitsmarkts, die in gering qualifizierten 
Tätigkeiten bestehen, dennoch besetzt werden können. Dazu 
wird einesteils Personal mit inländischen mittleren Abschlüs-
sen herangezogen, anderenteils aber Einwander/innen mit al-
len Arten von Abschlüssen, selbst universitären, oft auch mit 
der Bildung entsprechender Berufserfahrung im Ausland.

Auch hier liegt die »zweite Generation« wieder zwischen 
den »Einwander/innen« und den »Einheimischen«, und wie-
der im unteren Bildungsbereich näher bei den ersteren, im 
oberen näher bei den letzteren.

Adäquate Bildungsverwertung stößt offenbar auf erhebli-
che Hindernisse. Untersuchungen und Tests in vielen anderen 
Ländern haben gezeigt, dass nicht die Schulnoten und nicht 
die Beherrschung der Landessprache ausschlaggebend sind. 
Vielmehr reagiert ein nennenswerter Anteil der Arbeitgeber/
innen am Arbeitsmarkt und des Lehrpersonals in den Schu-
len stark auf auch nur einen Hauch von Akzent und auf den 
Namen (sowie das Geschlecht und einiges andere, das an sich 
irrelevant wäre). Dabei scheint es nicht in erster Linie auf Ein-
wanderung anzukommen, sondern auf die soziale Schicht, die 
man meint, aus dem Akzent oder dem Namen herauslesen zu 
können. 

Die Arbeitgeber/innen und Lehrer/innen vertrauen da-
bei auf ihre Erfahrung, vergessen aber, dass Erfahrung nichts 
anderes ist als Erinnerung, und dass die Erinnerung in mehr-
facher Weise höchst selektiv ist. Die eigene Erfahrung ist al-
les mögliche, aber ganz gewiss kein objektives Instrument zur 
Beurteilung von Mitarbeiter/innen, Bewerber/innen, Schü-
ler/innen oder Eltern. Sie muss durch anonyme Tests ersetzt 
werden, in denen sich äußere Merkmale nicht auswirken 
können. Das gilt im Übrigen auch, und vielleicht besonders, 
wenn die Absicht zu positiver Diskriminierung besteht. Unter 
der Hand schleichen sich auch in diesen Fällen negative Ri-
sikoprognosen ein. Die Ablehnungen werden dadurch nicht 
weniger, nur vielleicht höflicher.

nicht Hauptproblem

Über die unterschiedliche Verteilung der drei Bevölkerungs-
teile in der 18-Felder-Matrix könnte noch viel gesagt wer-
den. Einfacher ist es, sie mit Hilfe des Index der sozialen Ver-
schiedenheit in eine einzige, anschauliche Zahl zu gießen. Er 
wird 100, wenn der eine Bevölkerungsteil nur in Rasterfel-
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dern vorkommt, in denen der andere nicht vorkommt, und 
0, wenn beide in genau gleicher Weise über die Rasterfelder 
verteilt sind. Zwischen den Einwander/innen und den »Ein-
heimischen« (im Sinn der obigen Definitionen) beträgt er 45, 
zwischen der »zweiten Generation« und den »Einheimischen« 
rund 20, zwischen der »ersten« und der »zweiten Generation« 
etwa 30.

nicht überraschend

Mit Hilfe des Rasters und des Index kann man auch heraus-
rechnen, was es bringen würde, einerseits die Bildung völlig 
an jene der »Einheimischen« anzugleichen, oder andererseits 
die Verwertungsmöglichkeiten der gegebenen Bildung am 
Arbeitsmarkt entsprechend anzugleichen. Das Ergebnis wird 
nach den obigen Schilderungen vielleicht nicht mehr überra-
schen, auch wenn es sehr deutlich ausfällt:

–– Würde man die Bildungsverteilung der Einwander/innen 
komplett an jene der »Einheimischen« angleichen, so ver-
ringerte sich der Index kaum. Er würde von 45 auf 41 sin-
ken. Würde man dagegen die Bildungsverwertung der bei-
den Bevölkerungsteile angleichen, reduzierte er sich auf 28. 
Wenn man das umrechnet, kann man sagen, von den 45 
Indexpunkten entfallen 29 auf die Unterschiede in der Bil-
dungsverwertung und nur 16 auf jene der Bildung.

–– Bei der »zweiten Generation« würde er bei gleicher Bildung 
von 20 auf 18 sinken, bei gleicher Bildungsverwertung aber 
auf 15. Umgerechnet entfallen 12 der 20 Indexpunkte auf 
die ungleichen Verwertungschancen der gegebenen Bil-
dung, 8 auf die Bildungsunterschiede.

–– Man kann das auch nach Bundesländern differenzieren und 
sieht dann, dass nach Westen hin die Bildungsunterschie-
de eine größere Rolle spielen, nach Südosten hin aber eine 
kleinere. Das hängt mit dem späteren Beginn und dem be-
deutenden Flüchtlingsanteil der Einwanderung im Burgen-
land, der Steiermark und Kärnten zusammen, die in den 
1960er Jahren ja selbst noch Arbeitskraftlieferanten für die 
westlichen Bundesländer waren.

Schlussfolgerungen
Die oben referierten Daten und Berechnungen zeigen ein-
deutig, dass Einwander/innen bei gleicher Bildung seltener in 
entlohnten Tätigkeiten beschäftigt sind, besonders die Frauen, 
und wenn sie beschäftigt sind, dann mit viel größerer Wahr-
scheinlichkeit in geringer qualifizierten und somit meist auch 
niedriger entlohnten Tätigkeiten. In geringerem Maß trifft 
beides auch auf die »zweite Generation« zu.

Somit zeigt sich, dass die größere Häufigkeit von Armuts-
gefährdung bei Haushalten von Einwander/innen nicht mehr 
einfach importiert ist und es vielleicht nie in dem geglaubten 
Ausmaß war. Sie ist heute in wichtigen Teilen im Inland pro-
duziert. Diese relative Armut aber beflügelt die Vorurteile, die 
Ängste und die Ablehnung. Dass sie inländischen Ursprungs 
ist, bedeutet auch, dass sie im Inland behoben werden könnte. 
Man müsste sie nicht fatalistisch hinnehmen. 

Zweitens bedeutet es, dass Einwanderungsregelungen mit 
ihr nicht allzu viel zu tun haben. Gefordert wären vor allem 
die für den Arbeitsmarkt und die Beschäftigung zuständigen 
Akteure in Politik und Verwaltung. Sie geben heute relativ 
bereitwillig zu, den nötigen Lernprozess zu lange verweigert 
zu haben. Daraus wäre es gut und verantwortungsvoll, den 
Schluss zu ziehen, dass er jetzt forciert und nachgeholt werden 
sollte. Eine anhaltende öffentliche Debatte zu führen, ist dazu 
sicher hilfreich, könnte aber effektiver sein, wenn auch mehr 
Fakteninformation in sie einflösse, als das gegenwärtig der Fall 
ist. Spekulation und Erfahrung sagen nichts über die Wirk-
lichkeit, nur über die Sprecher/innen.

Dächte man sich Österreich als eine große Wohnanlage, 
könnte man sagen, als Schlüssel öffne Bildung quasi die Haus-
tür, aber keine der Wohnungen. Man ist halb drinnen und 
halb draußen, und wer einem im Flur oder auf der Stiege be-
gegnet, hält einen für einen Fremden, der nicht beachtet wer-
den muss, oder, wenn doch, dann als mögliche Gefahr. Der 
Wohnungsschlüssel wäre die adäquate Bildungsverwertung. 
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Erst sie zeigt allen, dass man dazugehört und in dem Sinn als 
gleichwertig zu behandeln ist. Dieser Schritt des »Hereinho-
lens«, der das Hereinholen von Arbeitskräften erst vollständig 
und eigentlich auch erst akzeptabel macht, ist bis jetzt noch 
nicht ausreichend Gegenstand des nationalen Lernprozesses 
gewesen.

Aus den Fortschritten zwischen der Positionierung der 
Einwander/innen und der »zweiten Generation« kann man 
schließen, dass das oft beobachtete Dreigenerationenschema 
des Aufstiegs in die Mittelschicht und der breiten Akzeptanz 
als »Einheimische« einmal mehr klappen kann. Drei Genera-
tionen sind aber 100 Jahre. Seit 1961 ist erst die Hälfte davon 
vergangen. Wichtige Gruppen von Einwander/innen sind erst 
seit Ende der 1980er Jahre dazu gekommen, sodass erst ein 
Viertel oder ein Achtel der 100 Jahre vorüber ist. Der Dreige-
nerationenvorgang beginnt jeden Tag bei jemandem (und en-
det jeden Tag bei jemandem). Er ist ein permanenter Bestand-
teil der Gesellschaft. Das nicht einsehen und nicht zu einem 
regulären Bestandteil des Alltags und der Entscheidungsfin-
dung machen zu wollen, wäre eine gefährliche Form der Re-
alitätsverweigerung. Wie es scheint, braucht auch Österreich 
selbst drei Generationen, um das zu begreifen.
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an muss Thilo Sarrazin eines zugestehen: Sein 
Ziel, durch ein maßloses Überspannen des Bogens 
Debatten zu erzeugen, ist ihm geglückt. Nicht 
nur in Deutschland, auch bei unseren AutorIn-

nen und LeserInnen hat die Diskussion einen Nerv getroffen. 
Die seit der ZUKUNFT 10/2010 ununterbrochen einlangenden 
Debattenbeiträge, u.a. von Alessandro Barberi, Caspar Einem, 
Thomas Meyer und zuletzt Barbara Serloth zeugen davon. 

Caspar Einem hat in ZUKUNFT 01/2011 auf die Wider-
sprüchlichkeit aufmerksam gemacht, dass in der linken De-
batte die rassistische und biologistische Logik Sarrazins scharf 
zurückgewiesen wird, gleichzeitig aber weitgehend zugestan-
den werde, Sarrazin habe ein »brennendes Thema« angespro-
chen. Einem plädiert daher dafür, sich nicht nur zu entrüsten, 
sondern jene Themen in den Vordergrund zu rücken, die 
tatsächlich sozialdemokratische Kernanliegen darstellen. Man 
solle z. B. den Anlass nützen, um eine bildungspolitische De-
batte zu führen, zumal einige bildungspolitische Vorschläge 
Sarrazins‹ in diametralem Gegensatz zu seinen biologistischen 
Argumentationen stünden. 

Barbara Serloth fokussiert nun vor allem auf das »bren-
nende Thema«: »Autochthone Bevölkerungskreise« in nicht 
so »komfortablen Wohngegenden« wenden sich von der De-
mokratie angeblich deshalb ab (und der FPÖ zu), weil sich die 
Sozialdemokratie seit Jahren nicht darum schere, wie sich »die 
Bevölkerung in den sogenannten Arbeiterhochburgen fühlt, 
wenn ihnen ihr Zuhause entfremdet wird, weil andere sich 
in der Fremde zu Hause fühlen wollen.« Die »linke Bildungs-
schicht« und ihre »Ignoranz-Toleranz« sei »verlogen«. Der Zu-

lauf zur FPÖ erfordere nun »demokratiepolitische Aufräumar-
beiten« und diese scheinen nach Auffassung Serloths vor allem 
darin zu bestehen, »dass von MigrantInnen gefordert werden 
[muss], den im Zuzugsland bestehenden Wertekanon zu ak-
zeptieren und zu leben« (ihnen dafür aber auch Möglichkeiten 
einzuräumen). 

Die »Ignoranz der Linken«

Diese Argumentationen und die Schlüsse sind in meinen Au-
gen zutiefst verstörend, wobei ich den Aspekt, dass sie in der 
Grundstruktur im Wesentlichen den publizistischen Erzäh-
lungen der Fleischhackers, Unterbergers und Ortners dieser 
Republik entsprechen, gar nicht näher beleuchten möchte. 
Wesentlich problematischer scheinen mir zwei inhaltliche 
Punkte zu sein: Erstens das mono-kausale Erklärungsmuster 
(»die Ausländer«) für die FPÖ-Zugewinne, das die Tiefe der 
sozialdemokratischen Identitäts- und Vertrauenskrise massiv 
unterschätzt. Zweitens ist mir nicht nachvollziehbar, welche 
politischen Ableitungen aus der allgemein gehaltenen ver-
balen Selbstkasteiung zu treffen sind, insbesondere, was die 
– ja nicht nur in Serloths Beitrag erfolgende – mantrahafte 
Wiederholung der Forderung, wir müssten gewisse Themen 
»endlich ansprechen« und MigrantInnen müssten sich »ein-
gliedern« in der Praxis bedeuten und vor allem bewirken soll. 

Warum gewinnt die FPÖ?

Serloth macht in ihrem Beitrag auf einen wichtigen Punkt 
aufmerksam. Die Zugewinne der FPÖ sind nicht eine einfache 
Verschiebung des Parteiensystems, sie deuten eine schwere 
demokratiepolitische Krise an. Wer FPÖ wählt, drückt häufig 
damit auch aus, dass er sich von »der Politik« als solcher nichts 

Selbstanklagen: Ganz oder gar nicht von Ludwig Dvořák 

Selbstanklagen:  
Ganz oder gar nicht
In ihrem Beitrag in der ZUKUNFT 02/2011 hat Barbara Serloth dafür plädiert, die Sarrazin-Debatte nicht einfach zurückzu-
weisen. In ihrer »(Selbst-)Anklage« gegen die Linke, die Probleme lange verschwiegen habe, fordert sie die bislang prak-
tizierte »Ignoranz-Toleranz« aufzugeben und so die unzufriedenen »autochthonen« Unterschichten von der FPÖ zurück zu 
gewinnen. Ludwig Dvořák argumentiert in seiner Replik, warum mit einer mangelhaften Analyse der FPÖ-Erfolge und einer 
Einengung auf das »Integrationsthema« für die SPÖ nichts zu gewinnen ist. 
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mehr erwartet. Der Stimmzettel wird von einem Instrument 
der Mitbestimmung zu einem Racheakt an einem politischen 
System, von dem man sich im Stich gelassen fühlt.

Bei der Ursachenforschung für FPÖ-Gewinne zeigen Tei-
le der von Serloth so genannten »linken Bildungschicht« und 
des SP-Parteiapparats aber durchaus eine große Gemeinsam-
keit: Sie suchen die Schuld oft bei den WählerInnen. Erstere 
werfen ihnen vor, sie seien durch die Bank Rassisten, willige 
Knechte der »Kronen Zeitung« und ihrer Kampagnen. SPÖ-
MandatarInnen hingegen fühlen sich ungerecht behandelt, 
weil das undankbare Wahlvolk die für sie erbrachten Leistun-
gen nicht zu würdigen wisse, sondern sich bedenkenlos ver-
hetzen lasse. Auf beide Erklärungsansätze passt durchaus der 
von Serloth verwendete Begriff der Ignoranz. 

Und beide Argumentationen sind auch verlogen: Denn 
sie blenden die wachsende soziale Polarisierung und die po-
litische Mitverantwortung dafür aus. Der von vielen erlebten 
Verlust an Einkommen, sozialer Sicherheit und der Hoffnung, 
für sich und die eigenen Kinder ein besseres Leben zu schaf-
fen, drückt sich letztlich in einer Angst vor dem Verlust des 
sozialen Status aus. Diese Sorgen und Ängste haben ursächlich 
nichts mit türkischen Supermärkten in der Wohnumgebung 
zu tun, nichts mit Frauen mit Kopftüchern und auch nichts 
mit Nachbarn, die schlecht Deutsch sprechen. All das erinnert 
den Einzelnen aber an das eigentliche Problem: die empfun-
dene (und vielfach tatsächliche) soziale Deklassierung. Und 
daran, dass die Sozialdemokratie in ihrer alltäglichen Politik 
keine Anknüpfungspunkte liefert, um den schleichenden Sta-
tusverlust begegnen zu können. 

Genau an diesem Punkt der Enttäuschung und der Frus-
tration setzt Strache aber an – und das macht ihn auch so 
gefährlich. Die FPÖ-Gewinne auf seine rassistischen Sprüche 
zu reduzieren, unterschätzt die demokratiepolitische Dra-
matik der Situation wesentlich. Strache ist eben nicht »nur« 
ein rechter Sprücheklopfer. Vielmehr sind seine Versuche, 

sich als »soziale Heimatpartei« zu positionieren, bei manchen 
WählerInnengruppen zunehmend von Erfolg gekrönt. Diese 
Strategie ist keineswegs neu: Dass Strache am Höhepunkt der 
Wirtschaftskrise in Zeitungsinseraten die Schikanierung von 
Arbeitslosen durch die AMS-Bürokratie anprangerte, ist bered-
tes Beispiel dafür, dass die FPÖ selbst schon längst erkannt hat, 
dass das »Ausländerthema« für sich alleine nicht den wahltak-
tischen Durchbruch bringt. 

Es wäre höchst an der Zeit, wenn auch wir uns von der 
Selbsttäuschung verabschieden, die FPÖ gewinne ihre Wähle-
rInnen wegen »Integrationsproblemen«. Die Verknüpfung so-
zialer Missstände mit dem »Ausländerthema« birgt eine ganz 
andere Gefahr in sich: die völlige Pervertierung des Gerech-
tigkeitsbegriffs im politischen Diskurs. Sein Signal an die »au-
tochthonen« ÖsterreicherInnen ist: »Wenn es dir schon nicht 
gut geht, dann ist es nur gerecht, dass es Ausländern schlechter 
geht als dir.« In WählerInnengruppen, in denen man längst 
jede Hoffnung verloren hat, dass die Politik die eigene Le-
benssituation spürbar verbessert, ist man für derartig abstruse 
»Trostpflaster«, die zumindest einen Statusunterschied bewah-
ren zu helfen scheinen, offenbar empfänglich.

Die falsche Selbstkasteiung

All das ist letztlich – darüber sollte man sich nicht täuschen 
– v. a. ein Ausdruck eines ernsten Glaubwürdigkeits- und 
Identitätsverlustes unserer Partei. Serloth irrt m. E., wenn sie 
unterstellt, ProtestwählerInnen wüssten nicht, wogegen sie 
eigentlich sind. Sie wollen uns vielfach zeigen, dass sie es uns 
verübeln, dass wir sie im Stich lassen. Das sollte uns zu den-
ken geben: Wir sollten analysieren, warum viele Menschen 
den Eindruck haben, dass sich durch unsere Politik ihr Le-
ben nicht verbessert; weshalb unsere Parteiorganisation nicht 
mehr in der Lage ist, Menschen strukturell an unsere Be-
wegung zu binden; oder was schiefläuft, wenn wir Visionen 
unseres gesellschaftlichen Gestaltungswillens nicht glaubhaft, 
geschweige denn in der Öffentlichkeit hegemonial machen 
können. 
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Stattdessen aber richten wir in der Partei – Serloth liefert 
dafür nur ein Beispiel – unsere kritischen Kräfte auf ein ande-
res Ziel: die Integrationsprobleme und zwar – damit es besser 
klingt – auf die, »die tatsächlich bestehen«. Serloth spricht in 
diesem Zusammenhang von der »Verletzung der Menschen-
rechte«, vom »Recht der Frauen auf ein eigenständiges Le-
ben«, von »neuen Rassismen-Antisemitismen«, von »Gewalt 
in Familien mit Migrationshintergrund«, von der Bildung von 
»Parallelgesellschaften«. Das »endlich anzusprechen«, so ver-
suchen wir uns selbst einzureden, sei die Zerschlagung des 
gordischen Strache-Knotens. 

Zwei Dinge, über die es dringend nachzudenken gälte, 
werden bei dieser Autosuggestion gerne übersehen: Erstens, 
dass diesen wichtigen Themen seltsamerweise nur dann gro-
ße gesellschaftliche Aufmerksamkeit entgegengebracht wird, 
wenn es um MigrantInnen geht. Dass also der Verdacht 
durchaus nahe liegt, dass es den sich Empörenden gar nicht 
so sehr um die Sache selbst geht, sondern um die Empörung 
über MigrantInnen an sich. Und zweitens, was denn eigent-
lich geschehen soll, wenn wir »endlich angesprochen« haben, 
dass sich »die G’fraster« gefälligst anpassen sollen. 

Wie erreichen wir Integration?

Niemand bestreitet, dass wir im Bereich der Integration große 
Versäumnisse zu verantworten haben. Aber die Frage ist doch, 
wie wir damit umgehen. Angelika Hrubesch hat in ZUKUNFT 
02/2010 am Beispiel des »Selektionsmechanismus Sprache« il-
lustriert, wie die rhetorische Wiederholung der Forderung, 
alle MigrantInnen müssten Deutsch können, weniger der 
Integration als der Selektion diene. Die jüngsten Verschär-
fungen des Fremdenrechts und der Umstand, dass (außerhalb 
Wiens) nach wie vor zu wenige adäquate Sprachkurse ange-
boten werden, bestätigen diese These einmal mehr. In dieser 
Ausgabe macht August Gächter darauf aufmerksam wie wir, 
während wir über den geringen Bildungsgrad vieler Mig-
rantInnen jammern, durch Nichtanerkennung ausländischer 
Bildungsabschlüsse qualifizierte Arbeitskräfte zu Hilfsarbeite-

rInnen machen. Wenn wir tatsächlich wirksame Integrations-
maßnahmen setzen wollen, wäre es hoch an der Zeit, endlich 
damit aufzuhören, MigrantInnen über mediale Debatten (die 
logischerweise jene, die tatsächlich nur türkische Tageszeitung 
lesen, ohnehin nicht erreichen können) auszurichten, sie mö-
gen sich gefälligst eingliedern. Es wäre sinnvoller (auch außer-
halb der Wiener Stadtgrenzen) tatsächliche Integrationspolitik 
zu beginnen. 

Ich habe an dieser Stelle schon einmal erwähnt, dass wir 
SozialdemokratInnen eigentlich in der bequemen Position 
sind, dass Maßnahmen, die der Integration dienlich sind, in 
der Regel auch durchwegs unseren allgemeinen politischen 
Forderungen entsprechen: Gemeinsame Ganztagsschule, mehr 
Sachleistungen in der Familienpolitik, mehr Personal und Prä-
ventionsarbeit in der Jugendwohlfahrt, aktive Arbeitsmarkt- 
und Vollbeschäftigungspolitik. Warum widmen wir uns nicht 
lieber der Durchsetzung dieser Politiken, statt in den Chor 
derjenigen mit einzustimmen, die zwar über mangelnde Inte-
gration jammern, deren Maßnahmen aber nur darauf abzielen, 
MigrantInnen als Feindbild zu bewahren?

Linke Tabus?

Die Selbstbeschuldigung, die Linke hätte durch eine Tabu-
isierung des Themas Integration bestehende Missstände alle 
erst verursacht und müsse jetzt umso energischer »Anpassung« 
verlangen ist m. E. ein Teil dieses Irrwegs. Und zwar erst recht 
dann, wenn man, so wie Serloth das tut, ausgerechnet beim 
Integrationsthema von klassenkämpferischem Bewusstsein ge-
packt wird (»Im 7. oder 8. Bezirk gibt es kein Ausländerprob-
lem – in Simmering und Favoriten aber sehr wohl.«), das un-
serer Politik oft schmerzlich fehlt, wenn wir mit der ÖVP über 
Budgets verhandeln. Im Grunde folgt diese Form der Selbst-
kritik genau jenem Muster der Ignoranz und er Verlogenheit, 
das Serloth an der »linken Bildungsschicht« kritisiert. Igno-
rant, weil es die Entfremdung vieler »autochthoner Österrei-
cherInnen« von ihrer individuellen sozialen Aufstiegshoffnung 
ausblendet und zur »Entfremdung von der Heimat« macht. 

Selbstanklagen: Ganz oder gar nicht von Ludwig Dvořák 
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Und verlogen, weil es sich – trotz der selbstkritischen Töne 
– in Wahrheit erst recht wieder um eine Externalisierung der 
Verantwortung handelt, wie sie für unsere Partei nach jedem 
massiven WählerInnenschwund der letzten Jahre typisch ist: 
Unsere Verluste rührten nicht von unserem politischen Ver-
sagen, sondern daher, dass sich die MigrantInnen nicht an-
gepasst hätten. Zum undankbaren Strache-Überläufer, der 
nicht zu schätzen weiß, was wir alles für ihn getan haben, tritt 
der undankbare Migrant hinzu, den wir in diesem Selbstbild 
verhätschelt haben, und der es uns nun mit mangelndem In-
tegrationswillen »dankt«. Verantwortlich für die FPÖ-Erfolge 
sind demnach alle, nur nicht die Politik, die wir tagtäglich 
fabrizieren.

Serloth hat Recht: Die laufenden FPÖ-Zugewinne sind 
ein ernstzunehmendes demokratiepolitisches Warnsignal. Es 
ist so ernst, dass wir unsere eigene politische Arbeit kritisch 
hinterfragen müssen. Dabei sollten wir nicht den bequemen 
Weg gehen, uns zum »Tabubrecher« zu stilisieren, wenn wir 
nur das etwas elaborierter formulieren, was an Vorurteilen 
und Halbinformationen täglich in jeder Zeitung steht. Wir 
sollten unsere Kräfte (und auch unser klassenkämpferisches 
Bewusstsein) vielmehr darauf richten, unsere Partei wieder zu 
einer glaubwürdigen sozialen Kraft zu machen, der man ab-
nimmt, konkrete Lebensrealitäten durch eine fortschrittliche 
Bildungs-, Sozial- ,Wirtschafts- und auch Integrationspolitik 
zu verbessern – für MigrantInnen ebenso wie für »autochtho-
ne« ÖsterreicherInnen. 

Ludwig Dvořák 

ist gf. Chefredakteur der ZUKUNFT. 
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ans und Hedi Schneider sind am 2. Dezember 
1942 abends nach sechs im Wiener Landesgericht 
enthauptet worden, nachdem sie der zweite Senat 
des Volksgerichtshofes wegen Vorbereitung zum 

Hochverrat zum Tode verurteilt hatte. Ihre Schuld habe da-
rin bestanden, den Floridsdorfer Kommunisten die Aufstel-
lung eines Vervielfältigungsgerätes in der Werkstätte ihres 
Gartenhäuschens gestattet zu haben. Weil der Apparat nicht 
funktionierte, war es allerdings niemals zu jener Herstellung 
regimefeindlicher Flugblätter gekommen, deren sie beschul-
digt worden waren. Ich habe diese Geschichte anhand von 
Dokumenten und Zeugenaussagen aufgezeichnet und das Er-
gebnis in einem Büchlein veröffentlicht, das letztes Jahr im 
Milena-Verlag erschienen ist. 

Bei der Abfassung des Manuskripts habe ich mich auch 
mit der Frage beschäftigt, wie es die Nazis zuwege gebracht 
haben, aus einer bloßen Wahrnehmung der Meinungsfrei-
heit, wie sie einige Jahre vorher noch ohne weiteres gesche-
hen konnte, ein todwürdiges Verbrechen zu machen, und wie 
es ihnen gelang, solide Juristen vor einen solchen Karren zu 
spannen. Und das in aller Öffentlichkeit. 

 Zuerst zum Fall: Hans Schneider war ursprünglich Maler-
gehilfe gewesen, die Weltwirtschaftskrise hatte ihm die Mög-
lichkeit genommen, seinen Beruf auszuüben, kurz vor dem 
Untergang des Roten Wien hatte er sich noch, gemeinsam 
mit seiner Frau Hedi, einer lungenkranken Hausgehilfin, eine 
karge Existenz in einer Gärtnerkolonie in der Leopoldau si-
chern können. Im Februar 1934 stritt er auf Seiten der Demo-
kratie, konnte jedoch unerkannt aus dem heiß umkämpften 
Schlingerhof flüchten und so der Dollfuß-Justiz entkommen. 

Am 1. September 1939 überfiel Deutschland Polen. Um 
diese Zeit nahm ein Mann Kontakt mit Hans auf, der sich 
Franz nannte. Seine Identität ist nie geklärt worden. Dieser 
Mann aber ist es gewesen, der Hans wieder in seine Vergan-
genheit als revolutionärer Arbeiter und Teilnehmer an den 
Kämpfen von 1934 zurückführte. Möglicherweise kannte 
Hans ihn von früher, war er einer jener Gaswerker, Straßen-
bahner oder Fabriksarbeiter, die sich nach dem Untergang 
der alten Sozialdemokratie den Kommunisten angeschlossen 
hatten und nun unter dieser Flagge den Widerstand anfachen 
wollten.

seit mai 1938

Die Floridsdorfer Parteiorganisation war schon seit Mai 1938 
aktiv. An ihrer Spitze stand der Schlossergehilfe Ernst Spatz. 
Es entstand ein dichtes Netz von Betriebszellen in den zahl-
reichen Industrie- und Verkehrsanlagen des Bezirks. Der Be-
zirksleiter übernahm von den Zellenleitern die monatlichen 
Beiträge und die politischen Stimmungsberichte und versah 
seinerseits die Zellenleiter mit Weisungen und Propagandama-
terial. Es gab auch eine Betriebszelle im Gaswerk Leopoldau, 
das sich ganz in der Nähe von Johann Schneiders Gartenanla-
ge befand. Ernst Hlobil war ihr Gründer und Leiter. 

Im Juli 1938 übergab Ernst Spatz die Bezirksleitung an 
den Friseurgehilfen Otto Steiger, einen Schutzbündler, der 
wegen Teilnahme an den Feburarkämpfen zu 3 ½ Monaten 
Kerker verurteilt worden war. Steiger wurde schon im Mai 
1939 verhaftet. Sein Nachfolger wurde der städtische Beamte 
Matthias Pista, einst führender Interessenvertreter der Wiener 
Gemeindebediensteten. Unter Pista begann die Floridsdorfer 
Hausfrau Adolfine Mikes für die Floridsdorfer KP zu arbei-

Die Geschichte von Hans und Hedi von Wolfgang Fritz

Die Geschichte  
von Hans und Hedi
Am 12. März jährt sich der »Anschluss« zum 73. Mal. Wolfgang Fritz setzt in seinem Beitrag quasi mit dem Mikrokosmos 
des verbrecherischen NS-Regimes und der Rolle der Justiz darin, auseinander. Anhand des Falls zweier Opfer der NS-
Justizmaschinerie zeichnet er akribisch nach, wie das Regime mit auch nur potenziell aktiven Gegnern umzugehen bereit war.

H



ten. Sie stammte aus einer Nazifamilie, kam aber durch ihren 
Gatten, den Oberamtsgehilfen der Gemeinde Wien Robert 
Mikes, in linke Kreise. Sie arbeitete unter dem Decknamen 
Irma als Lit-Frau, also als Verantwortliche für Produktion und 
Verteilung des schriftlichen Propagandamaterials. Einer ihrer 
Mitarbeiter war »Franz«, welcher Hans vorschlug, in seiner 
Kleingartenhütte einen Vervielfältigungsapparat zur Her-
stellung von Flugschriften aufzustellen. Hedi hatte zunächst 
Bedenken, gab aber auf Andringen ihres Gatten nach. Der 
Vervielfältigungsapparat, den »Franz« brachte, war beschädigt 
und Hans versuchte vergeblich, ihn zu reparieren. Abzüge 
von Matritzen, die »Irma« Hedi brachte, erwiesen sich als un-
leserlich. Der unbrauchbare Apparat wurde erst nach einigen 
Monaten abgeholt. 

unter folter

Kurz nach diesen Ereignissen gelang es der Gestapo, die Wie-
ner KP-Organisation zu zerschlagen. Die Komintern entsand-
te darauf den ehemaligen KPÖ-Funktionär Erwin Puschmann 
mit dem Auftrag nach Österreich, die Netze neu zu knüpfen. 
Puschmann war gelernter Bauschlosser, ein bekannter Sport-
ler und Sportfunktionär. An seine Fersen heftete sich jedoch 
ein Überläufer, ein gewisser Ernst Koppel. Mit dessen Hil-
fe gelang es der Gestapo schon Anfang 1941 insgesamt 536 
WiderstandskämpferInnen zu verhaften. Adolfine Mikes alias 
Irma war, am 23. Jänner, eine der ersten. Sie erwähnte, wohl 
unter Folter, auch ihren Kontakt mit dem Ehepaar Schneider. 
Hans und Hedi wurden darauf am 8. Dezember verhaftet und 
zunächst zur Gestapo-Zentrale auf dem Morzinplatz gebracht, 
wo sie von einem gewissen Tucek gefoltert wurden. Hans 
blieb schweigsam, Hedi wurde jedoch nach anfänglichem 
Leugnen und schweren Misshandlungen mit Adolfine Mikes 
konfrontiert. »Irma« identifizierte sie als jene Frau, mit der sie 
in der Hütte gewesen war. 

Was war das nun für eine Art von politischer Strafjustiz, in 
deren Hände Hans und Hedi fielen? Es handelte sich dabei um 
einen von allen Errungenschaften einer humanitären Straf-

rechtspflege entblößten Repressionsapparat, der keine ande-
re Aufgabe hatte, als die Terrorisierung und Einschüchterung 
der Bevölkerung mit dem Schleier von Recht und Gesetz zu 
ummanteln. Die Nazis hatten zielstrebig auf seine Errichtung 
hingearbeitet. Ihre erste diesbezügliche Maßnahme war, un-
ter propagandistischer Ausnützung des Reichstagsbrandes, am 
28. Februar 1933 die »Verordnung des Reichspräsidenten zum 
Schutz von Volk und Staat«, die wesentliche Grundrechte aus-
setzte und die Todesstrafe für Hochverrat einführte. Nunmehr 
konnten auch dem Regime Missliebige ohne jegliche recht-
liche Kontrolle beliebig lange in »Schutzhaft« genommen, in 
KZs verschleppt, dort misshandelt oder sogar getötet werden.

Kurz darauf, am 5. März, beschloss der deutsche Reichstag 
mit einer durch Polizeimaßnahmen erzwungenen Zweidrit-
telmehrheit das sogenannte Ermächtigungsgesetz, das Hitler 
dazu befugte, ohne Zustimmung des Parlaments und ohne 
Gegenzeichnung durch den Reichspräsidenten Gesetze zu er-
lassen. Nun war es auch ein Leichtes, dem Reichsgericht, das 
nach Naziauffassung beim Reichstagsbrandprozess sosehr ver-
sagt hatte, das Recht zur Führung von politischen Prozessen 
zu entziehen und dieses, am 24. April 1932, einem Volksge-
richtshof zu übertragen, der in erster und letzter Instanz ur-
teilte. Seine Senate bestanden aus fünf Personen, wovon zwei 
Berufsrichter und drei hohe nationalsozialistische Funktionäre 
waren. 

von hitler ernannt

Sämtliche Richter wurden auf Vorschlag des Reichsjustiz-
ministers von Hitler ernannt. Die Anklage vertrat ein Ober-
reichsanwalt, der weniger bedeutende Fälle an das Oberlan-
desgericht oder ein Sondergericht übertragen konnte; für die 
Behandlung der Fälle vor Ort wurden Richter der jeweiligen 
Landesgerichte als Ermittlungsrichter bestellt. In Österreich, 
das nach dem »Anschluss« sein Strafgesetz behielt, wurde nur 
diese politische Strafjustiz, und zwar erst am 20. Juni 1938, mit 
einigem auf Misstrauen gegenüber den schlappen Ostmär-
kern beruhenden kleineren Abweichungen eingeführt. Das 
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neue Recht traf auf eine politisch willfährige Richterschaft. 
Die Historikerin Erika Weinzierl schätzt, dass rund die Hälfte 
der Richter und Staatsanwälte Sympathisanten und Mitläufer 
der Nationalsozialisten waren. Strenger Zentralismus prägte 
die ganze Konstruktion. Maßgeblich für die politische Justiz 
war der in Berlin ansässige Oberreichsanwalt, federführend 
bei allen großen Fällen der Volksgerichtshof, in dem – bis 
auf wenige Ausnahmen nur Deutsche saßen. Damit war die-
ses wichtige Instrument der Unterdrückung fest in deutscher 
Hand. Österreichische Richter durften als Zweitrangige in 
den »kleinen Volksgerichtshöfen« die vom Ermittlungsrich-
ter in Berlin für weniger wichtig gehaltenen Fälle abarbeiten, 
dies aber fest im Korsett der Gängelung durch die Berliner 
Justizbehörden und der »Nachbesserung« durch die Gestapo, 
welche jeden nach ihrer Auffassung zu milde Bestraften nach-
träglich brutal zur Strecke bringen konnte. 

Hans und Hedi wurden zunächst dem Wiener Landgericht 
als Sondergericht zugeteilt, was eine relativ milde Bestrafung 
zur Folge gehabt hätte. Mit dem so gar nicht zur Zufrieden-
heit der Nazis verlaufenden Russlandfeldzug verschärfte sich 
jedoch die Strafrechtspflege. Die Anzahl der Todesurteile stieg 
von 17 im Jahre 1938 über 102 im Jahre 1941 auf 1192 im Jahre 
1942 und schließlich 2097 im Jahre 1944 an. Nun wurde, wohl 
zur Schönung der Statistik, auch das Ehepaar Schneider dem 
berüchtigten Volksgerichtshof zugewiesen. 

»Rechtswahrer«

Von ihrer Verhaftung bis zur Anklageerhebung verging ein 
Dreivierteljahr, eine Zeit, in der sie nichts zu ihrer Vertei-
digung tun konnten. Erst mit der Anklageerhebung wurde 
ihnen aus der Liste der zum Volksgerichtshof zugelassenen 
»Rechtswahrer« ein Verteidiger zugewiesen. Es handelte sich 
bei diesen Juristen ausschließlich um zuverlässige National-
sozialisten, die nicht einmal volle Akteneinsicht hatten. Die 
beiden für Hans und Hedi ausgewählten Anwälte haben die-
se nur einmal in der Haftanstalt besucht und sind dann auch 
beim Prozess nicht weiter in Erscheinung getreten. 

Am 21. August 1941 ordnete der Vorsitzende des 2. Senats 
des Volksgerichthofes in der Strafsache gegen Schneider u.a. 
die Hauptverhandlung an. Vorgeworfen wurde ihnen Vorbe-
reitung zum Hochverrat gemäß § 83 des deutschen Reichs-
strafgesetzbuches. Hochverrat war nach § 80 des RStGB ein 
Unternehmen, das auf die Veränderung des Gebietes oder 
der Verfassung des Deutschen Reiches durch Gewalt oder 
Drohung mit Gewalt gerichtet war. Man unterschied dabei 
zwischen Gebietshochverrat und Verfassungshochverrat. Dass 
die Rückgängigmachung des »Anschlusses«, wie sie die ös-
terreichischen Widerstandskämpfer ersehnten, unter Gebiets-
hochverrat fiel, ist nicht schwer zu verstehen. Worin aber 
der Verfassungshochverrat bestand, das drückte der Präsident 
des Volksgerichtshofes Roland Freisler folgendermaßen aus: 
»Für den Volksgerichtshof ist Hochverrat das, was er für alle 
Volksgenossen ist, nämlich eine Gefährdung der nationalsozi-
alistischen Lebensform des deutschen Volkes. Mehr braucht 
niemand zu wissen.« 

hochverrat

Hochverrat war seit dem Reichstagsbrand mit dem Tode 
bedroht, aber für Leute wie die Floridsdorfer Kommunis-
ten, die nichts weiter taten, als regimekritische Flugblätter 
zu verteilen und Geld für Angehörige von Häftlingen zu 
sammeln, war dieser Vorwurf nicht praktikabel. Man schuf 
deshalb den Tatbestand der »Vorbereitung zum Hochver-
rat«, der im öffentlichen Auffordern und Anreizen zu einer 
hochverräterischen Unternehmung bestand. Das war nun 
der Gummiparagraph, mit dem man jede oppositionelle Hal-
tung inkriminieren konnte. Damit man aber auch den bloßen 
»Vorbereiter« an den Galgen bringen konnte, gab es noch vier 
Strafverschärfungsvoraussetzungen. 

Zwei davon interessieren uns hier, nämlich die »Herstel-
lung eines organisatorischen Zusammenhalts«, worin man in 
der Praxis jede Betätigung für die Kommunisten oder auch 
die Sozialdemokraten verstand, auch wenn sie nur in Mund-
propaganda bestand. Für besonders gravierend hielt der Volks-
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gerichtshof aber die »Hochverratsvorbereitung durch Beein-
flussung der Massen mit bestimmten Mitteln, durch Schriften, 
Schallplatten, bildliche Darstellungen etc.« Die Verbreitung 
musste nicht öffentlich geschehen, unter Umständen genüg-
te die Weitergabe an eine einzige Person. Hier hatten nun 
die NS-Juristen das Instrument, welches es ihnen ermöglichte, 
auch das geringste Aufmucken gegen die Hitler-Diktatur zu 
unterbinden. 

Die Verhandlung gegen Johann und Hedwig Schneider 
vor dem Volksgerichtshof fand am 24. September 1942 in 
Wien unter dem Vorsitz von Volksgerichtsrat Hartmann statt. 
Der zweite Berufsrichter war Oberlandesgerichtsrat Wladimir 
Fikeis, einer der zwei Österreicher, welche diese sonst nur 
Deutschen vorbehaltenen Posten innehatte. Am 1. Mai 1938 
war er der NSDAP beigetreten, ab 1. Mai 1939 hatte er beim 
»Kleinen Volksgerichtshof« gedient, am 1. Mai 1941 war er 
in den eigentlichen Volksgerichtshof aufgestiegen. Nach dem 
Krieg beging er Selbstmord.

keine rechtsmittel

Im Mittelpunkt des Verfahrens stand Adolfine Mikes, die seit 
Herbst 1940 zentrale Lit-Frau für ganz Wien gewesen war. 
Mit ihr waren drei ihrer Mitarbeiterinnen angeklagt. Hans 
und Hedi standen gemeinsam mit Franz Kovarik vor Gericht, 
der ebenfalls ein Vervielfältigungsgerät aufgestellt hatte. Mikes 
und Kovarik wurden beide zum Tode verurteilt, von den Hel-
ferinnen kam eine mit einer lebenslänglichen Freiheitsstrafe 
und zwei mit 15 Jahren Haft davon. Eine der Angeklagten 
wurden sogar freigesprochen. Vor diesem Hintergrund ist es 
völlig unbegreiflich, warum Hans und Hedi zum Tode verur-
teilt wurden. 

Die beiden waren nicht wie Mikes und Kovarik leiten-
de KP-Funktionäre, sie waren ja nicht einmal Handlanger, zur 
Tatzeit war Deutschland mit Russland noch im Zustande des 
Nichtangriffspaktes gewesen, ihre Tat konnte also nicht als 
Unterstützung des Kriegsgegners bezeichnet werden. Sie hat-

ten auch nicht andere Personen beeinflusst, ihre Tat nicht in 
einem kriegswichtigen Betrieb begangen und sie waren zum 
NS-Staat in keiner besonderen Treuepflicht gestanden. Die 
Strafe hätte also, wenn das Gericht etwas anderes als eine blo-
ße Terrormaschine hätte sein wollen, eher am unteren Ende 
der Skala, also bei zwei Jahren Zuchthaus liegen müssen. Ganz 
besonders fällt auf, dass die politisch in keiner Weise hervor-
getretene Hedi mit derselben Strenge wie ihr Gatte verurteilt 
wurde, obwohl mithelfende Ehefrauen in der Regel deutlich 
milder bestraft wurden. 

Die Entscheidungen des Volksgerichtshofes konnten nicht 
mit Rechtsmitteln bekämpft werden, die einzige rechtliche 
Möglichkeit war ein Antrag auf Wiederaufnahme des Verfah-
rens wegen Hervorkommens neuer Tatsachen. Es konnte aber 
ein Gnadenantrag an den Führer gestellt werden. Für Hans 
und Hedi stellte Hedis Mutter, Karoline Bock, eine Frau, 
die 13 Kinder zur Welt gebracht und das Mutterkreuz erhal-
ten hatte, den Antrag. Zu seiner Unterstützung ging Hedis 
Schwester Cilli ins Gauhaus, wo ihr der zuständige Beamte 
sagte: »Gegen dieses Gesindel müssen wir mit aller Schärfe 
vorgehen.« 

gnadenlos

Hedis Schwester Therese versuchte es sogar mit einer persön-
lichen Vorsprache in Berlin. Die Antwort des Amtes für Gna-
densachen der Kanzlei des Führers war: »In Übereinstimmung 
mit der Stellungnahme des Gauleiters Wien vermag ich einen 
Gnadenerweis angesichts der hochverräterischen Tätigkeit der 
Angeklagten nicht zu befürworten.« Am 2. Dezember 1942 
wurden Hans und Hedi Schneider im Landesgericht Wien 
guillotiniert. Über ihr Ende berichteten die Zeitungen, große 
rote Plakate an den Hausmauern machten darauf aufmerksam. 

Die eingangs gestellte Frage kann folgendermaßen beant-
wortet werden: Grundvoraussetzung für das Walten der Na-
zijustiz war, dass verbrecherische Elemente sich des Staatsap-
parates bemächtigten. Dazu war aber auch notwendig, dass 
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sich Juristen dafür hergaben, solche Gesetze zu ersinnen und 
zu exekutieren. Dass sie dabei nicht einmal die fundamen-
talen Grundlagen ihres Handwerkes wahrten, zeigt der Fall 
Schneider ganz exemplarisch. Dass solches Vorgehen nur bei 
einer zu blinder Autoritätsgläubigkeit und Staatsvergottung 
neigenden Bevölkerung machbar war, unterliegt ebenfalls kei-
nem Zweifel. 

Wolfgang Fritz
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als Schriftsteller in Wien. Er ist Autor der großen Hugo-Breitner-

Biographie »Der Kopf des Asiaten Breitner«. Demnächst erscheint 

im Lit-Verlag sein Werk: »Fortschritt und Barbarei. Österreichs 

Finanzverwaltung im Dritten Reich.«

Die Geschichte von Hans und Hedi von Wolfgang Fritz

Wolfgang Fritz
Die Geschichte von 
Hans und Hedi
Milena Verlag 
160 Seiten, 17,90 Euro



Seite 49 



Alle Bücher sind auch in der Buchhandlung Löwelstraße
(1014 Wien, Löwelstraße 18; buchhandlung@spoe.at) erhältlich.
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SACHbücher

Bildung, Spanien & Ökologie
Tony Judt  
Dem Land geht es schlecht  

In seiner letzten großen Rede an der 
New York University warnte Tony Judt 
davor, Ideale wie Gerechtigkeit und 
Chancengleichheit der sogenannten 
Logik des Marktes zu opfern. Aus dieser 
Rede entstand sein letztes Buch. Er ver-

teidigt das Ideal einer gerechten Gesellschaft und Politik und 
ruft uns ins Bewusstsein, wie viel wir dem sorgenden Staat 
des 20. Jahrhunderts verdanken.   
Hanser, 192 Seiten, 19,40 Euro 

Gerhard Roth Bildung  
braucht Persönlichkeit   

Der Hirnforscher Gerhard Roth erklärt, 
woran die Bemühungen um Bildung und 
Weiterbildung scheitern: Die Erkennt-
nisse der Psychologie und Neurowissen-
schaften haben bisher keinen Eingang 
in unser Bildungssystem gefunden. Wie 
lernt der Mensch eigentlich? Warum 

sind Emotionen beim Lernen so wichtig und wie kann ich 
Begeisterung für einen Stoff wecken? 
Klett-Cotta, 355 Seiten, 20,60 Euro

Javier Cercas 
Anatomie eines Augenblicks  

In Anatomie eines Augenblicks schil-
dert Javier Cercas den entscheidenden 
Augenblick am 23. Februar 1981, als das 
Schicksal der noch jungen Demokratie 
Spaniens auf der Kippe stand: Das Parla-
ment war umstellt, die Putschisten in den 
Startlöchern, aber der Parlamentspräsident 

und der junge König blieben unerschütterlich. Wie in einem 
Thriller entfaltet Cercas diesen Moment und analysiert ihn.
S. Fischer, 569 Seiten 25,70 Euro

Joachim Radkau    
Die Ära der Ökologie  

Die Ökologie ist ein Symbol unserer 
Zeit. Das Buch berichtet über ausschlag-
gebende Ereignisse und Erfahrungen wie 
die Reaktorkatastrophe von Tscherno-
byl genauso wie über den Mythos des 
deutschen »Waldsterbens« und beleuchtet 

die Zusammenhänge mit anderen historischen Strömungen. 
Es erzählt sowohl von wichtigen Momenten als auch von 
Institutionalisierung und Bürokratisierung. 
C. H. Beck, 782 Seiten, 30,80 Euro 

Patrick Bahners  
Die Panikmacher 

In Deutschland geht eine Panik um: 
Menschen mit islamischer Glaubenszu-
gehörigkeit und Migrationshintergrund 
bringen das Land in Gefahr! Aber geben 
wirklich sie berechtigten Grund für diese 
Panik, oder ist nicht vor allem eine popu-
listische Islamkritik dafür verantwortlich, 

dass sich die Stimmung in Deutschland verändert? Diese Pa-
nikmache ist das Thema der Streitschrift von Patrick Bahners. 
C. H. Beck, 320 Seiten, 20,60 Euro

Gerd Bosbach, Jens Jürgen Korff  
Lügen mit Zahlen

Wie kommen die glatten Trends in den 
Wahlprognosen zustande? Gibt es wirk-
lich eine Kostenexplosion im Gesund-
heitswesen und was ist von den blumigen 
Versprechen der privaten Altersvorsorge 
zu halten? Statistiken und Grafiken er-

wecken den Eindruck von Objektivität und Exaktheit, dabei 
lässt sich mit ihnen alles und das Gegenteil davon beweisen. 
Zahlen lügen nicht – oder etwa doch?  
Heyne, 320 Seiten, 19,60 Euro
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ie Wirtschaftspolitik der Ära Kreisky hatte solitären 
Modellcharakter; dieser wurde schrittweise aus der 
wirtschaftspolitischen Praxis nach dem Konjunk-
tureinbruch 1975 entwickelt; theoretisch ausgear-

beitet wurde das Konzept des Austrokeynesianismus durch 
WIFO-Chef Hans Seidel erst in den Jahren 1979 bis 1982. Das 
Ziel der Wirtschaftspolitik war es, durch das Zusammenspiel 
der zentralen Elemente Hartwährungspolitik, Orientierung 
der Lohnpolitik aller Branchen am gesamtwirtschaftlichen 
Produktivitätszuwachs, antizyklische Budgetpolitik und Inves-
titionspolitik die Rahmenbedingungen des Wirtschaftens zu 
verstetigen und die Erwartungen der investierenden Unter-
nehmen und der konsumierenden Haushalte zu stabilisieren. 
Der Erfolg des Konzepts zeigte sich im Erhalt von Vollbe-
schäftigung bis 1981, überdurchschnittlichen Reallohnsteige-
rungen, niedrigen Inflationsraten und Budgetdefiziten.

Ebenso wie er schrittweise entstand, wurde vom Austro-
keynesianismus auch schrittweise abgegangen, etwa durch das 
Zurückbleiben der Löhne infolge steigender Arbeitslosigkeit 
und intensiver Standortdebatte im Lauf der 1990er Jahre oder 
durch prozyklische Budgetpolitik in der Hochkonjunktur 
1998-2000 und ganz besonders in der Rezession 2001– 2003. 
Grosso modo dauerte die postkeynesianische Ausrichtung 
der Wirtschaftspolitik von 1970 bis 1995. Als hinderlich er-
wiesen sich vor allem die antikeynesianische Politik der EU, 
die Preisstabilität und Budgetüberschüsse höher gewichtete 
als Vollbeschäftigung und Realeinkommenswachstum sowie 
der spekulative Boom der Finanzmärkte und der Anstieg der 
Vermögenseinkommen, die die Verteilungsstabilität zwischen 
Kapital und Arbeit grundlegend in Frage stellten.

Doch die Erfolge des Austrokeynesianismus wirken bis 
heute nach und bilden Grundfesten, auf denen aufgebaut 
werden kann. Etwa indem das Ziel der Vollbeschäftigung als 
gleichwertig mit jenem der Konsolidierung des Budgets be-

griffen wird: Innerhalb von zwei bis drei Jahren sollten der 
Anteil des Budgetdefizits am BIP und jener der Arbeitslosen 
an den Erwerbspersonen gleichzeitig auf unter 3 Prozent ge-
senkt werden. So wie in den 1970er Jahren könnte eine Aus-
weitung der Beschäftigung in den sozialen Dienstleistungen 
(Kindergärten, Schulen, Pflege) und moderne Formen der 
Verkürzung der Arbeitszeit der Erreichung dieses Ziels dienen.

Das demografisch bedingt langsamere Wachstums des 
Arbeitskräfteangebots bietet die Chance, die Beschäftigungs-
quote zu erhöhen, Lohnerhöhungen stärker am Anstieg der 
Produktivität zu orientieren und die Flexibilisierung des Ar-
beitsmarktes zurückzudrängen. Eine Offensive zur Öffnung 
des Bildungssystems für Kinder aus unteren sozialen Schichten 
ist so dringend wie zu Beginn der 1970er Jahre. Die Finanz-
krise hat die Überlegenheit des Wohlfahrtsstaates gegenüber 
dem angelsächsischen Modell erneut gezeigt, er müsste im 
Bereich der Dienstleistungen ausgebaut werden, finanziert 
durch Umschichtungen im Familien- und Gesundheitswesen 
und die Erhöhung vermögensbezogener Steuern.

Postkeynesianische Politik muss heute primär auf europä-
ischer Ebene ansetzen, wie Bruno Kreisky dies in den 1980er 
Jahren in der Unabhängigen Europäischen Kommission für 
Beschäftigungsfragen erkannt hat. Die harten Konsolidie-
rungsprogramme in den südeuropäischen Ländern bringen 
derzeit verheerenden Folgen auf dem Arbeitsmarkt mit sich. 
Eine expansive Beschäftigungs- und Ausbildungspolitik der 
EU zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit, besonders unter 
Jugendlichen, wäre dringend notwendig. Für einen sozial-
demokratischen Bundeskanzler war es mangels Konkurrenz 
noch nie so leicht wie heute, auf EU-Ebene soziales Profil zu 
gewinnen.

Markus Marterbauer 

arbeitet als Wirtschaftsforscher in Wien.
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schlusswort  von Markus Marterbauer 

Was wäre austrokeynesianische 
Wirtschaftspolitik heute?
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